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1. Einleitung 

Die Deutsche Bundespost POSTDIENST (DBP POSTDIENST) ist seit der Pomeform 
von 1989 das Unternehmen der Deutschen Bundespost, welches für die traditionelle »gelbe" 
Post zuständig ist . Im Rahmen der seit Ende 1991 geführten Debatte um eine zweite Stufe 
der Postreform findet die DBP POSTDIENST meist geringere Beachtung als ihr Schwester­
unternehmen, die Deutsche Bundespost TELEKOM. Bereits seit einigen Jahren und nicht 
erst seit der Postreform von 1989 ist jedoch auch im Bereich des traditionellen Posrwesens 
eine Zunahme des Wettbewerbs und ein fortschreitender Deregulierungsprozeß zu ver­
zeichnen. Zur Bewältigung dieser Herausforderung ist daher für die DBP POSTDIENST 
ähnlich wie für die DBP TELEKOM eine grundlegende unternehmenspolitische Neukon­
zeption unumgänglich. 

Auf dem Markt für Postdienstleistungen führten insbesondere steigende Leistungsanforde­
rungen der Nachfrager, technische Neuerungen und das Auftreten privater Anbieter zu Ver­
änderungen und einer Dynamisierung der Marktentwicklung. Fürdie DBP POSTDIENST 
ging diese Entwicklung mit einer Erhöhung des Wettbewerbsdrucks in allen Dienstlei­
stungsbereichen sowie mit einer Verschlechterung ihrer Marktposition und ihres Betriebser­
gebnisses einher. 

Die dynamische Marktentwicklung hatte vor allem im Bereich des Briefmonopols vielfach 
Umgehungen der Regulierungsauflagen zur Folge. Neben dieser Mißachtung der Regulie­
rung führte auch die wachsende Bedeutung neuer Dienstleistungen dazu, daß die Regulie­
rung in weiten Bereichen unwirksam geworden ist. Der Fortbestand der Regulierung im 
Postwesen bewirkt jedoch in vielen Bereichen der Postdienstleistungen nach wie vor Verzer­
rungen der Marktkräfte und erschwert somit eine wirksame, effiziente Verfolgung der 
Interessen der Marktteilnehmer. Die Regulierung führt insbesondere zu betrieblicher bzw. 
Kostenineffizienz und einer ungenügenden Befriedigung der Nachfragebedürfnisse seitens 
der DBP POSTDIENST. Die Dynamik der Marktkräfte ist vor allem im marktzutrittsregu­
lierten Briefmarkt behindert. so daß das Entwicklungs- und Wachstumspotential im Brief­
verkehr nicht ausgeschöpft wird. In den Marktsegmenten, in denen private Konkurrenzan­
bieter zugelassen sind - vorwiegend im Bereich der Schnell-Lieferverkehre - kommt es 
außerdem durch die interne Subventionierung bei der DBP POSTDIENST zu Wettbe­
werbsverzerrungen und teilweise zu Beeinträchtigungen der privaten Anbieter. 
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1) Dieser Beitrag gibt aktualisierte Teilergebnisse einer Untersuchung über die Postdienste wieder, vgl. Brilubilch, V, 
oeregulierung der Postdienste, Köln 1992. 
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Die postreform von 1989 leitete erste Schritte ein, um dieser veränderten Marktsituation 
Rechnung zu tragen. Besonders hervorzuheben ist die Trennung zwischen den politischen 
und hoheitlichen sowie den unternehmerischen und betrieblichen Aufgaben und die Unter­
teilung in drei organisatOrisch eigenständige Unternehmen, Deutsche Bundespost POST­
DIENST, Deutsche Bundespost TELEKOM und Deutsche Bundespost POSTBANK. Mit 
der geplanten zweiten Stufe der Postreform soll den Unternehmen deutlichere unternehme­
rische Flexibilität ermöglicht und die Kapitalbeschaffung erleichtert werden. Im wesentli­
chen wird dazu seit einiger Zeit die zukünftige Rechtsform der Unternehmen diskutiert. 
Über die Rechtsform hinausgehende ordnungspolitische Fragen sind noch kaum Gegen­
stand der Diskussion. 

Die Verhandlungen zwischen Regierungskoalition und Opposition zur zweiten Postreform 
haben Ende des Jahres 1993 zu folgendem vorläufigen Ergebnis hinsichtlich der Rechtsform 
geführt. Die drei Postunternehmen sollen unter dem Dach einer öffentlich-rechtlichen Hol­
ding in Aktiengesellschaften umgewandelt werden . Es ist vorgesehen, eine Aktienminder­
heit im Jahre 1996 bzw. 1998 an die Börse zu bringen . Die genauen Aufgaben der Holding, 
insbesondere das Ausmaß ihrer operativen Eingriffsrnöglichkeiten über eine reine 
Finanzholding hinaus, sind noch nicht endgültig festgelegt, so daß darüber, ob eine zweite 
Postreform den Unternehmen tatsächlich größere unternehmerische Flexibilität einräumt 
noch keine Aussage getroffen werden kann. Unabhängig vom Ausgang der postpolitischen 
Debatte in Deutschland sieht die EG Kommission eine Deregulierung und Liberalisierung 
für den Binnenmarkt der Postdienstleistungen vor) 

Es fehlt jedoch nach wie vor ein umfassendes Deregulierungskonzept für die Postdienste, 
welches die durch die gegenwärtige Regulierung verursachten Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen staatlichem und privaten Anbietern beseitigt und der DBP POSTDIENST ein 
marktkonformes, unternehmenspolitisches Handeln erlaubt.) Ziel einer Deregulierung 
sollte schließlich eine Verbesserung des Marktergebnisses zum Vorteil der Nachfrager von 
Postdiensdeistungen sein. 

2. Anforderungen an Politik und Unternehmen 

Die DBP POSTDIENST unterliegt vielfältigen Regulierungsauflagen, die ihren unterneh­
merischen Freiraum einschränken. In erster Linie sind dies Auflagen bei der Preisbildung 
und Verpflichtungen bezüglich Umfang und Qualität des Dienstleistungsangebotes. Das 
Ausmaß dieser Regulierung führt zu mangelnder MarktOrientierung der DBP Postdienst 
und einer Beeinträchtigung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. 

2) Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Grünbuch über die Entwicklung des Binnenmarktes für Postdien­
ste, KOM (91) 476 endg., Brüssd 1992. Obwohl die derzeitigen Vorstellungen der EG Kommission noch recht vorsichtig 
formuliert sind, so weisen sie - angesichts des Regulierungsausmaßes im Pos!Wesen der Bundesrepublik DeutSchland­
auf erheblichen zukünftigen Anpassungsbedarf der DBP POSTDIENST hin. 

J) Unter Deregulierung wird die Abschaffung oder Lockerung von Regulierungsvorschriften und ·auflagen, denen der oder 
die Anbieter unterliegen, verstanden. Die (oe-) Regulierung kann unter anderem Vorschriften zur Preisbildung, zur AT! 
und Qualität der Produkte, zum Produktionsverfahren, der Finanzierung des Unternehmens und/oder zum Marktzutritt 
umfassen. Im letzten Fall entsprechen sich Deregulierung und Liberalisierung, grundsätzlich sind es jedoch verschiedene 
Ansätze, die auch unabhängig voneinander umsetzbar sind. 



36 Deregulierungder Deutschen Bundespost POSTDIENST 

In allen Dienstleistungsbereichen steht die DBP POSTDIENST in direktem oder zumin­
dest in einem Substitutionswettbewerb, dessen Intensität in der Zukunft eher noch zuneh­
men wird. Infolgedessen wird die DBP POSTDIENST gezwungen, ein kunden- und ab­
satzorientiertes Verhalten statt des bisherigen produktionsorientierten Verhaltens zu zei­
gen . Die Handlungsspielräume, die notwendig sind, um die DBP POSTDIENST wie ein 
Wirtschaftsunternehmen zu führen, sind jedoch durch die Regulierung begrenzt. Es gilt 
daher, der DBP POSTDIENST unternehmerische Flexibilität durch Deregulierung einzu­
räumen, so daß sie ihrerseits eine am Markt und an den Nachfragepräferenzen ausgerichtete 
Unternehmenspolitik, insbesondere also ein wettbewerbsfähiges Leistungsangebot, ent­
wickeln kann. 

Weiterhin ist eine eindeutige Spezifizierung der politisch-gemein wirtschaftlichen und der 
infrastrukturpolitischen Leistungen sowie eine deutliche Abgrenzung dieser von den im 
Wettbewerb angebotenen Leistungen vorzunehmen. Eine eindeutige Festlegung und Unter­
scheidung zwischen politischen Diensten und Marktleistungen ist ebenso wie eine merkli­
che Trennung zwischen Monopol- und Wettbewerbs bereich bisher, auch durch die erste 
Posrreform, nicht hinlänglich erfolgt. 

Diese unzureichenden Regelungen können zum einen den Mitanbietern der DBP POST­
DIENST auf den Wettbewerbsmärkten zum Nachteil gereichen. Diese Anbieter haben 
keine vergleichbaren Möglichkeiten zur internen Subventionierung oder zu dauerhaften 
Unterkostenpreisen, wie sie aus dem Verbund mit dem Briefmonopol und letztlich nach wie 
vor auch dem Telefondienstmonopol herrühren. Zum anderen schaden sie letztlich auch der 
DBP POSTDIENSTseIber, ihrer Stellung im Wettbewerb und ihrer Ertragslage. Die gleich­
zeitige Verfolgung einzelwirtschaftlicher und sozialpolitischer Ziele innerhalb eines Unter­
nehmens führt dazu, daß an beiden Zielen Abstriche zugunsten des jeweils anderen vorge­
nommen werden und das Gesamtergebnis somit schlechter ausfällt als dies bei getrennter 
Zielverfolgung der Fall wäre. Eine Deregulierung der DBP POSTDIENST ist daher aus ein­
zel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht vorteilhaft und geboten. 

Bezugnehmend auf die Marktanforderungen und unter Verweis auf einige Fakten und Er­
fahrungen anderer Postverwaltungen werden im folgenden Vorschläge für die Deregulie­
rung der DBP POSTDIENST erörtert und entwickelt.') Die Ausarbeitung ist dabei an den 
unternehmerischen Schwerpunkten Organisation, Produktentwicklung und Preispolitik 
orientiert. Aus der Darstellung des unternehmerischen Handlungsbedarfs der DBP POST­
DIENST ergibt sich als Schlußfolgerung der politische Handlungsbedarf, d.h. die Notwen­
digkeit bestimmter Deregulierungsmaßnahmen. Die einzelnen Maßnahmen werden vor 

4) Einig~ d~r ausländi$ch~n D~regulierungsvariant~n im Bereich Postdienst, besonders der im Deregulierungsprozeß rela­
tiv weit fortg~schrittenen Postv~rwaltungen in Neuseeland, Großbritannien. den Ni~derlanden und den USA, können als 
Anregungen oder Erfahrungswerte für die Entwicklung in der Bundesrepublik Erkenntnisse liefern. Im Zusammenhang 
mit den Deregulierungsvorschlägen für die DBP POSTDIENST wird daher von Fall zu Fall auf die Emwicklung in ande­
ren Ländern hingewiesen. 
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allem hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Wenbewerbsfähigkeit und Marktposition der 
DBP POSTDIENST sowie auf die Berücksichtigung der öffentlichen Interessen an den 
postdienstleistungen hin betrachtet. 5) 

3. Eine unternehmenspolitische Neukonzeption für 
die Deutsche Bundespost POSTDIENST 

Eine marktorientierte Unternehmenspolitik der DBP POSTDIENST ist aus mehreren 
Gründen notwendig. Der national und international zunehmende Wettbewerb in allen Be­
reichen ihres Dienstieistungsangebotes erfordert eine Neuorientierung in der Unterneh­
menspolitik, um die Marktposition zu behaupten und auszubauen. Die finanzwirtschaftli­
che Situation der DBP POSTDIENST ist ein weiterer Grund für unternehmerische Initia­
tive; dies gilt insbesondere seit das Postverfassungsgesetz (§ 37) grundsätzlich die Eigenwirt­
schaftlichkeit der DBP POSTDIENST vorsieht. Ein Ausgleich des Wirtschaftsergebnisses 
durch die DBP TELEKOM erfolgt nicht mehr selbstverständlich und ist außerdem, ange­
sichts der durch enorme Investitionsaufwendungen in den neuen Bundesländern ange­
spannten Ertragslage der DBPTELEKOM, zukünftig unter Umständen auch faktisch nicht 
mehr möglich. Ein weiterer Anlaß zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der DBP POST­
DIENST ist durch die - 1991 verstärkten - Anmahnungen des Bundesrechnungshofes und 
ihre grundsätzliche Anerkennung durch die Generaldirektion Postdienst gegeben.6) 

Im Zuge der Poststrukturreform von 1989 wurden bereits einige neue Unternehmenskon­
zepte von der DBP POSTDIENST eingeleitet, weitere sind in Vorbereitung. Die Umset­
zung erfolgt innerhalb der nächsten Jahre und soll die Rentabilität des Unternehmens 
sicherstellen. Der Erfolg dieser Reformmaßnahmen, zumal der zur Zeit noch in der Pla­
nungsphase befindlichen, kann ex ante kaum beurteilt werden; im folgenden werden daher 
die grundsätzlichen Anforderungen an die zukünftige Unternehmenspolit ik der DBP 
POSTDIENST aufgezeigt. 

3.1 Betriebsorganisatorische Maßnahmen 

Ein für die DBP POSTDIENST entscheidender Faktor im Hinblick auf die Wettbewerbs­
fähigkeit und Rentabilität sind die Kosten der Leistungserstellung. Im Unterschied zu pri­
vatwirtschaftlichen Unternehmen ist bei der Post bislang die Kosten- oder X-Effizienz nicht 

5) Diese Deregulierungsvorschläge sind von Liberalisierungsschritten. die zu einer Lockerung oder Aufhebung des Mono­
pols der DBP POSTDIENST im Briefdienst führen, zu unterscheiden. Eine Refonn des Postwesens muß beide Aspekte 
berücksichtigen, wobei die Deregulierung allerdings Vonussenung zur Ausschöpfung aller Libenlisierungsvorteile ist. 

6) Der Bundesrechnungshof bemängelt u.a. die unwirtschaftliche zentralisierte Briefzustellung, die mangelhafte Bearbei­
tung von Massendrucksachen, die unzureichende Planung der Postbetriehsfahrten und des Kraftfahrzeugbesrandes sowie 
die teilweise noch mit PoStmitarbeitern durchgeführte Gebäudereinigung, vgl. Bundesrechnungshof, Bemerkungen 1991 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung, Deutscher Bundestag, Bundestagsdrucksache 12/1150, 16. 9. 1991, S. 95ff. 
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sichergestellt7); verantwortlich dafür ist die nur eingeschränkte Wirksamkeit des wettbe­
werblichen Sanktionsmechanismus in Kombination mit dem bislang fehlenden Zwang, 
langfristig ausgeglichene Betriebsergebnisse zu erzielen. 

Weiterhin wurde eine effiziente Kostenpolitik durch eine unzulängliche, nicht nach be­
triehswirtschaftlichen Kriterien aufgebaute Leistungs- und Kostenrechnung erschwert. 
Das Rechnungswesen der Deutschen Bundespost muß mithin über die mit DELKOS (de­
zentrale Leistungs- und Kostenrechnung)8l begonnenen Anderungen hinaus in ein System 
der Finanzbuchhaltung überführt werden. 9) Ein detailliertes Kostenrechnungssystem er­
höht die Möglichkeit und damit das Ausmaß der Zurechenbarkeit der Kosten zu den jewei­
ligen Dienstleistungen. Die Etablierung eines derart geeigneten Rechnungswesens ist 
schließlich die Grundvoraussetzung für eine kostenorientierte, effiziente Preisbildung bei 
der DBP POSTDIENST. 

Durch Rationalisierungsmaßnahmen in der Aufbau- und Ablauforganisation der DBP 
POSTDIENST können erhebliche Kostenreduktionen erzielt werden. lO) Zunächst ist ganz 
allgemein ein wettbewerbsfähiges Produktionssystem einzurichten. Zu diesem Zweck sind 
vor allem Ablauf- und Bearbeitungsprozesse zu vereinfachen, zu konzentrieren und gege­
benenfalls zu automatisieren, außerdem sind die verschiedenen Produktionssysteme mög­
lichst aufeinander abzustimmen und zu vereinheitlichen. Innovationen oder auch bereits 
vorhandene neue Technologien sollen von der DBP POSTDIENST genutzt werden, um die 
Arbeitsproduktivität zu erhöhen, die Arbeitsintensität zu verringern und so einen effizien­
ten Faktoreinsatz zu erzielen; konkret ist etwa an den Einsatz von Computern und moder­
nen Selbstbedienungseinheiten im Schalterbereich und für den internen Gebrauch sowie an 
automatische Briefverteilanlagen und moderne Paketumschlagstellen zu denken. In den 
letzten Jahren sind Bemühungen der Post auf diesem Gebiet festzustellen,l !) die überdies in 
den neuen Konzepten für die verschiedenen Geschäftsfelder verstärkt werden; im Vergleich 
zu den privaten Anbietern besteht jedoch noch ein erheblicher Nachholbedarf. 

Weitere Rationalisierungspotentiale sind durch Änderungen der horizontalen und der verti­
kalen Organisationsstruktur zu erschließen. Sowohl auf der horizontalen als auch auf der 
vertikalen Ebene können einzelne Unternehmenseinheiten ausgegliedert und eventuell mit 
eigener Rechtsform geführt werden, außerdem können Kooperationen mit anderen Anbie-

7) Die betriebliche oder Kosteneffizienz wird nach Leibenstein auch als x-Effizienz bezeichnet, vgl. Leibenstein, H., Allo­
. cative Efficiency vs. "X-Efficiency", in: American Economic Review, Vol. 56, 1966, S. 392-415. Leibensteinweist darauf 
hin, daß die X-Effizienz eine signifikantere Bedeutung für das Winschaftswachstum bzw. die Wohlfahrt hat als die stati­
sche allokarive Effizienz . 

8) DELKOS ist seit 1990 im örtlichen Probebetrieb eingesetzt und wird ab 1993 der zentralen Leistungs- und Kostenrech­
nung der Gesamtunternehmen zugrunde gelegt. Damit sollen detailliertere Kosteninformationen möglich werden . 

9) Weitere Informationen zum bisherigen und zukünftigen Rechnungswesen der DBP POSIDIENST geben z.B. Srroh­
bach, W, DBP POSTDIENST an DBPTELEKOM - Die Abgeltung der gegenseitigen Inanspruchnahme von Leistun­
gen zwischen den Unternehmen der Deutschen Bundespost, in: ZPT, 1988, Heft 12, S. 18-22; Zurhorsr, B., Weichen­
stellung für die Neustrukturierung, Bemerkungen zum Posthaushah 1989, in: ZPF, 1989, Heft 3, S. 4-9; Bott, H., Der 
Jahresabschluß der Deutschen Bundespost nach neuem Recht. Konsequenzen des Bilanzrichdinien-Gesetzes und des 
Postverfassungsgesetzes für das Rechnungswesen, in: Archiv für das POSt- und Fernmeldewesen, 42 . Jg., 1990. Nr. 1., S. 1-22. 

10) Vom Bundesrechnungshof werden die Kosteneinsparungen von Rationalisierungsmaßnahmen auf mindestens 34 Mio. DM 
jährlich geschätzt. vgl. Bundesrechnungshof, Bemerkungen ... , a.a.O. , S. 95ff. 

11) Zum Projekt des elektronischen Schalters vgl. z.B. Rohbogner, M ., Schalterautomation bei der Deutschen Bundespost, 
in: Jahrbuch der Deutschen Bundespost 1983, S. 157-185 . 
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tern eingegangen werden. Derartige Möglichkeiten werden im Zusammenhang mit der 
Schalterdienst- und der Zustellorganisation sowie mit der Ausgliederung von Dienstlei­
stungsbereichen in den Kapiteln 3.4 und 3.5 näher untersucht. 

Die DBP POSTDIENST als ein mitarbeiterstarkes und personalintensiv geführtes Unter­
nehmen, dessen größter Aufwandsposten auch 1992 mit 78% die Personalkosten waren, 
muß der Personalpolitik große Bedeutung schenken. !2) Mit wachsendem Wettbewerb wie­
gen Kostennachteile, die sie im Personalbereich im Vergleich zu ihren Konkurrenzanbietern 
hat, zunehmend schwerer.13) Der Einsatz personalpolitischer Strategien ist daher ein wichti­
ger Bestandteil einer unternehmenspolitischen Neuorientierung. 

Ein Ziel der Postreform 1989 war es, für die Unternehmensleitung einen größeren Hand­
lungsspielraum im Personalbereich zu erzielen. Die Regelungen zum Personal- und Sozial­
wesen im PostVerfG (§§ 46ff.) beinhalten eine Flexibilisierung des Dienstrechts bei der DBP 
POSTDIENST; sowohl für die Gewährung von Leistungsanreizen als auch für die beson­
dere Laufbahngestaltung und Nachwuchsgewinnung können Sonderregelungen getroffen 
werden. Inwieweit diese personalpolitischen Maßnahmen tatsächlich eingesetzt werden 
und inwieweit sie ausreichend geeignet sind, die Wettbewerbsfähigkeit der DBP POST­
DIENST zu steigern, läßt sich erst in einigen Jahren beurteilen. 14) Die Tatsache, daß das 
Beamtentum bei der Post nach wie vor erhalten bleibt, wirft jedoch Zweifel auf hinsichtlich 
ihrer Möglichkeiten flexibler Personalpolitik.") 

Im Wettbewerbsverhältnis zu den privaten Konkurrenzanbietern entstehen der DBP POST­
DIENST durch die Auflagen des öffentlichen Dienstrechts durchaus Nachteile. Die Tarif­
abschlüsse werden nicht von den Postunternehmen, sondern vom Innenminister für den ge­
samten öffentlichen Dienst geführt, eine Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage in den 
jeweiligen Unternehmen ist daher nicht gegeben. Besonders in Ballungsräumen hat die DBP 
POSTDIENST zunehmend Schwierigkeiten, geeignete Mitarbeiter zu akquirieren; die 
Entlohnung der unteren und mittleren Besoldungsgruppen ist vergleichsweise gering, so 
daß private Anbietermit attraktiveren Angeboten Personal von der Post abwerben können. 

Nach dem derzeitigen Verhandlungsstand zur zweiten Postreform wird eine Aufgabe der 
geplanten Holding darin gesehen, Manteltarifverträge für die drei Postunternehmen abzu­
schließen, so daß auch die vorgesehene Umwandlung der DBP POSTDIENST in eine 
Aktiengesellschaft keine ausreichende unternehmerische Personalpolitik herbeizuführen 
scheint. Eine Umwandlung der DBP POSTDIENST in eine Aktiengesellschaft wird nicht 

12) Zu den derzeitigen Personalkosten vgl. DBP POSTDIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Geschäftsbericht 1992, 
Bonn 1993. 

13) Zu den verschiedenen Einflußfaktoren, denen die Personalpolitik der Deutschen Bundespost von rechtlicher, politi­
scher, gewerkschaftlicher. öffentlicher und ökonomischer Seite ausgesetzt ist, vgl. Gscheidle, K., Die Personalbemes­
sung bei der Deutschen Bundespost, in : Jahrbuch der Deutschen Bundespost 1982, S. 9-28. 

14) Innerhalb des ersten Jahres nach der Postreform erhöhte die DBP POSTDIENST ihren Personalbestand jedoch um 1450 
Beschäftigte. Die von der OBP POSTDIENST angeführten Gründe der Arbeitszeitverkürzung, pauschaler Zeitzu­
schläge und die Erhöhung der Dienstleistungsmenge, hält der Bundesrechnungshof für nicht ausreichend, vgl. Bundes­
rechnungshof, Bemerkungen ... , a.a.O., S. i04f. 

15) Im Geschäftsjahr 1992 waren 44% der Beschäftigten der DBP POSTDIENST Beamte, 41 % Arbeiter und 11 % Ange­
stellte, vgl. DBP POSIDIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Geschäftsbericht 1992 ... , a.a.O. S. 39. 
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zu einem raschen Wandel in der Frage des Beamtentums der Mitarbeiter führen. Die im 
Hinblick auf Deregulierung weiterreichenden Postreformen in Großbritannien und den 
Niederlanden, die dort bereits zu einer Abschaffung des Beamtenstatus der Postbedienste­
ren geführt haben, zeigen jedoch, daß ein Wandel für ein wettbewerbsorientiertes Unterneh­
men durchaus opportun ist .16) 

3.2 Produkt- oder Dienstleistungspolitik 

Für die Produkt- oder Dienstleistungsgestaltung ist in bezug auf eine marktOrientierte Un­
ternehmenspolitik von al1gemeiner Bedeutung, daß eine permanente Beachtung der Erlös-/ 
Kostenrelationen der einzelnen Dienstleistungen erfolgt. Die gesamte Angebotspalette 
muß laufend dahingehend überprüft werden, ob Verbesserungen in der Ausgestaltung ein­
zelner Dienste, die Aufnahme neuer Dienstleistungsangebote und/ oder die Einstellung de­
fizitärer, im Absatz rückläufiger Dienstleistungen möglich und langfristig rentabel sindY} 

Mit der Beachtung der Erlös-/Kostenrelation bei den einzelnen Dienstleistungen der DBP 
POSTDIENST soll vor allem die interne Subventionierung abgebaut werden. Sofern bei 
einer Dienstleistung ein dauerhafter Absatzrückgang vorliegt, sie also auch langfristig nur 
noch durch Quersubventionierung aufrecht zu erhalten ist, sollte sie nicht weiter aufrecht 
erhalten werden. 18) Dagegen kann kurzfristige Subventionierung bei der Neueinführung 
von Produkten und Dienstleistungen durchaus gerechtfertigt sein. Eine solche "Anschub­
finanzierung" ist als Investition in die zukünftige Marktentwicklung anzusehen, die sich 
nach Abschluß der Einführungsphase, etwa infolge von sinkenden Stückkosten, auszahlen 
kann.19) 

Das Leistungsangebot der privaten Kurier-, Expreß- und Paketdienste verdeutlicht, welche 
Dienstleistungen und Qualitätsvarianten auf dem Markt der Postdienste nachgefragt wer­
den. Die DBP POSTDIENST hat also die Möglichkeit, sich bei ihrer Produktgestaltung an 
den privaten Anbietern zu orientieren. Daß sie diese Chance in der jüngeren Vergangenheit 
auch zunehmend nutzt, zeigen beispielsweise die Einrichtung eines Postkurierdienstes und 
das neue Frachtkonzept,zO) 

16) Vgl. Cox, H. , Zur Reform der nationalen Postdienste in ausgewählten europäi schen Ländern, in : Speckbacher, w., 
(H rsg.), Die Zukunft der Postdienste in Europa (- Schriftenreihe des Wissenschaftlichen Instituts fü r Kommunikations· 
dienste, Bd. 11 ), Berlin u.a. 1991 , S. 27.48, s. J2ff. 

17) Im Zuge der Posmrukturreform hat die DBP POSTDIEN ST bereitS eine Anpassung des Leistungsangebotes an die ver· 
änderten Marktbedingungen vorgenommen bzw. geplant. Die Ausführungen beschränken sich daher auf Erweiterungen 
des Leistungsangebotes, die über das neue Frachtkonzept und die Konzepu' für den Brief· und den Postzeitungsdienst 
hinausgehen . 

18) Dieses Verhalten ist zunächst einzelwirtschaftlich rational und effizient. üb gesamtwirtschaftliche Überlegungen zu­
gunsten einer Weiterführung dauerhaft subventionsbedürftiger Dirnstleistungen sprechrn , ist rine politische Frage, die 
hier nicht weiter verfolgt wird. 

19) Anschubfinanzierung in diesem Sinne ist nicht gleichzusetzen mit Dumpingpreisen, d.h . mit subventionierten Preisen, 
die ein Anbieter aufgrund seiner marktmächtigen oder Monopolstrllung auf rinem anderen Markt zur Verdrängung von 
Konkurrenzanbietern setzt . Eine solche Situation scheint allerdings auch bei Monopolanbietern, sofern die Preise nicht 
mindestens die variablen Zusatzkosten um ein gewisses Maß übemeigen , langfristig nicht rea1istisch. 

20) Zur Neukonzeption des Frachtdienstes vgL u.a. DBP POSTDIENST, Generaldirektion, Pressemiueilung vom 
25 . 2. 1991 und Dattclz~ig, D., DVZ Gespräch mit Post.vorstand Dieter Seegers·Kriickeberg, in : DVZ, 25 . 8. 1992. 
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Neben dem Auftauchen der privaten Konkurrenzanbieter fö rdert auch die im Zuge der 
postreform erfolgte Umstellung von öffentlich-rechtlichen auf zivilrechtliehe Kundenbe­
ziehungen ein.e qualitative Verbesserung der Dienstleistungen . Die Einführung allgemeiner 
GeschäftsbedIngungen gestattet der DBP POSTDIENST allerdings nur bedingt höhere 
Flexibilität bei der Gestaltung ihrer Dienstleistungen; durch die nach wie vor bestehende 
Einflußnahme des Bundesministers für Post und Telekommunikation in der Preispolitik 
sind ihre Möglichkeiten, zumindest im Bereich der Monopol- und Pflichtleistungen, einge­
schränkt. 21 ) Bei den Wettbewerbsleistungen ist der unternehmerische Handlungsspielraum 
jedoch nicht begrenzt. 22) 

Im Marktsegment Briefverkehr ist die DBP POSTDIENST zunehmender Konkurrenz 
durch die elektronische Post und die Kurierdienste ausgesetzt. Außerdem steht sie bei den 
Direktwerbesendungen im Wettbewerb mit anderen Medien. Zur Festigung ihrer Markt­
steIlung sollte die DBP POSTDIENST daher ihre Anstrengungen, in den Bereichen Direkt­
werbung und Kuriersendungen konkurrenzfähige Dienstleistungen anzubieten, verstärkt 
fortsetzen. Darüber hinaus ist ein deutlicher Einstieg in die zukunftsträchtige elektronische 
Nachrichtenübermittlung zu erwägen.2J) 

Eine Ausweituung des Leistungsangebotes der DBP POSTDIENST auf Dienste, die auch 
von der DBP TELEKOM angeboten werden, soll te bei zunehmendem Wettbewerb nicht 
ausgeschlossen werden . Sofern das Netz- und das Telefondienstmonopol der DBP TELE­
KOM davon nicht berührt wird, ist ein konkurrie rendes Angebot der DBP POSTDIENST, 
etwa auf dem Gebiet der Mailbox-Dienste, durchaus denkbar. Die elektronische Post und 
besonders derTelebriefdienst sind ohnehin als eine Mischform von POSt- und Telekommuni­
kationsdiensten anzusehen. Beim Aufbau eines elektronischen Briefdienstes kann die DBP 
POSTDIENST zum einen ihr dichtes Schalrernetz nutzen, so wie es bei der Sendungs art 
Telebrief bereits der Fall ist, und zum anderen auf ihre Mitgliedschaft im Weltpostverein 
sowie die verstärkte Zusammenarbeit mit den Postverwaltungen der europäischen Staaten 
zurückgreifen. 

Der Einsatz der neuen Informationstechnologien im Bereich der Sendungsbearbeitung 
(z.B. Barcode) ermöglicht erhebliche Arbeitserleichterungen und quali tat ive Verbesserun­
gen bei den Sortiervorgängen, in der Transportabwicklung sowie bei der Sendungsverfol­
gung und -kontrolle. Darüber hinaus eröffnet die Informationstechnologie neue Möglich-

21) Gesetzlich ist die Einflußnahme des Bundesministers für POSt und Telekommunikation auf die Preispolitik in 5§ 25 und 
28 Posl\"erfassungsgeseu. geregelt, vgl. Gesetz über die Unternehmensverfassung der Deutschen Bundespost (Postver. 
fassungsgesetz, PostVerfG) vom 8. Juni 1989 (- Art. I des Gesetzes zur NeustruklUrierung des POSt- und Fernmelde. 
~sens und der DeulSCIlen Bundespost (Poststrukturgesetz», BGBI. I, 1989, S. 1026.1042. 

22) MonopolleJ~tungen sind der .Deutschen Bundespost ausschließlich vorbehalten. Pflichtleistungen sind Leistungen, die 
auch von p~lvaten AnbIetern In Konkurrenz zur POSt erbracht werden können; die POSt unterliegt allerdings wie bei den 
Monopoldiensten der Auflage, die Marktnachfrage zu befriedigen, d.h. also einer Zulassungs· oder Betriebspflichl. 
Ußler U'crtbewerbslelStungen werden schließlich \'on den Privaten und/oder der Deutschen Bundespost freiwillig und 
ohne Auflagen angebotene Postdienstleistungen verstanden. 

2J) Ein ~ngebot elektronischer Postdienstleistungen seito.~ns der US-amerikanischen POSt wird in ahnlicher Weise u.a. von 
RobInson und Spen eC' befürwonrt, vgl. Robinson, K., The Postal Service and E!ectronic Communications: Various 
Lega1lssues and Sundry Open Questions, in: ShemJ2n, P. (Hrsg.), Perspecti\"t$ on Postal Service Issues, Washingmn, 
O.c. 1980, S. 162 · 189 und Spence, A. M., Regulating the Structural Environment of the Postal Service, in: Fleish. 
man,}. L. (Hrsg.), Tht Future of the Postal Se",ice, New York 198J, S. 197.226. 
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keiten der Diensrleistungsgestaltung in Richtung auf eine umfassende logistische Service­
leistung sowohl im Brief- als auch im Frachtdienst. Neue Dienstleistungen sind in diesem 
Zusammenhang beispielsweise besondere Auslieferdienste (delivery service) und Emp­
fangsdienste (receipt service).24) Ein Auslieferdienst erlaubt es dem Versender, detaillierte 
Angaben bezüglich des Auslieferungsortes, der Auslieferungszeit und der Auslieferungs­
form (persönlich, mit Bestätigung) zu machen. Die Wünsche können außerdem auch noch 
nach Aufgabe der Sendung modifiziert werden, es kann beispielsweise kurzfristig eine Aus­
lieferung gestoppt werden. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, daß die Post in Japan 
bereits seit 1986 als Service die Zustellung an einem bestimmten Tag (Geburtstago .ä.) anbie­
tet. 25) Dem Empfänger einer Sendung stehen mit einem Empfangsdienst ähnliche Wahlmög­
lichkeiten zur Verfügung, er kann die Zustellzeit, Zustelladresse, persönliche An- oder Ab­
wesenheit und ebenfalls noch kurzfristige Änderungen angeben. 

Nicht nur im traditionellen Posrwesen und bei erweiterten Dienstleistungen kann die Post 
als integriertes System die Informationstechnologie sinnvoll einsetzen, sie kann sie auch zu 
einer Diversifizierung in andere Angebotsbereiche oder Märkte nutzen. Informations- und 
Umfragedienste und die Abwicklung des Kartengeschäftes für staatliche, kommunale oder 
parafiskalische Einrichtungen sind Beispiele derartiger zusätzlicher Dienstleistungen. Wei­
tere, ebenfalls das Netz der Postämter nutzende Erweiterungen des Dienstleistungsangebo­
tes der DBP POSTDIENST werden bei der Betrachtung der Schalterdienste angeführt. 

3.3 Preispoli,ik 

Die Preisbildung der DBP POSTDIENST erfolgt nicht ausschließlich am Markt, sondern 
ist überwiegend der politischen Einflußnahme ausgesetzt. Die Leistungsentgelte im Mono­
polbereich Briefdienst bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für Post und Tele­
kommunikation; die Preise für Pflichtleistungen unterliegen einem Widerspruchsrecht des 
Bundesministers für Post und Telekommunikation.26) Im Gegensatz zu Marktpreisen, die 
sich aus dem Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage ergeben, können die Preise für 
DienstleiStungen der DBP POSTDIENST als .politische Preise" bezeichnet werden."> 
Eine politisch beeinflußte Preisstruktur bei den Postdiensten herrscht gegenwärtig in allen 
Ländern mehr oder weniger ausgeprägt vor, die Abweichungen von den Preisbildungsprin­
zipien für öffentliche Versorgungsunternehmen sind allerdings bei der DBP POSTDIENST 
relativ stark.28) 

24) Diese Dienste eines sog. integrierten POstsystems wurden vom Forschungsinstitut der niederländischen POSt unterbrei­
tet, vgl. PTI Research (Hrsg.), (- Research Institute of Royal PTI Nederland NV), Laboratory Activities PTI 
Research 1990, Leidschendam 1991, S. 25ff. 

25) Vgl. JanRen, R., Postämter in Japan - Manches ist anders als bei uns, in: ZPT, 1990, Heft 5, S. 22-24, S. 24. 
26) Vgl. §§ 23, 25 und 28 Gesetz über die Unternehmensverfassung der Deutschen Bundespost ... , a.a.O., (PostVerfG). 
27) Schmjdfch~n, D., Gebührenpolitik der Deutschen Bundespost und Ordnungspolitik, in: Diederich, H. , Hamm, W, 

Zohlnhöfer, W (Hrsg,), Die Deutsche Bundespost im Spannungsfeld der Wirtschaftspolitik, Heidelberg 1987, S. 221-281, 
S. 272ff. Schrnidrchen hebt in Anlehnung an die positive Theorie der Regulierung die Bedeutung administrativer Preise 
für die Gewinnung von Wählerstimmen hervor. 

28) Ein internationaler Vergleich der Preisbildung im Postwesen findet sich bei AJbon, R., Postal Rate-Making Procedures 
and Outcomes in Various Countries, in: Crew; M. A., Kleindor-fer, P. R. (Hrsg.), Competition and Innovation in Postal 
Services, Boston 1991, S. 233-249, besonders Kapitel 2. 
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Mit der Preispolitik der DBP POSTDIENST werden im wesentlichen die gleichen Ziele wie 
mit der gesamten Postpolitik verfolgt; preispolitische Ziele sind etwa die Gesamtkosten­
deckung, die Erwirtschaftung eines Finanzierungsbeitrages, die Nachfragelenkung, die 
Marktorientierung, Innovationsförderung, Inflationsdämpfung, Strukturförderung und 
Medienunterstützung.29) Bereits diese Vielzahl der zu berücksichtigenden Wirkungen der 
Preisstruktur läßt eine Erfüllung von Effizienzkriterien schwierig bis unmöglich erschei­
nen. Die Gemeinwirtschaftslehre, die einen solchen Zielkatalog für öffentliche Unterneh­
men aufstellt, gibt dementsprechend auch keine Hinweise auf Kriterien oder Regeln für die 
Preisbildung in öffentlichen Unternehmen. Ihre Ablehnung einer am ökonomischen Effi­
zienzkriterium ausgerichteten Preisbildung für öffentliche Unternehmen wird hier jedoch 
nicht geteilt. 30) 

3.3.1 Die Preisstrukrurder Deutschen Bundespost POSTDIENST 

Eine Untersuchung der Preisstruktur der DBP POSTDIENST im Hinblick auf ihre Über­
einstimmung mit den zugrundeliegenden Kostenstrukturen läßt plausible Vermutungen 
über ungerechtfertigte Abweichungen - im Sinne des Effizienzkriteriums31 ) - zu; konkrete 
Abweichungen sind aufgrund der unvollkommenen Kostentransparenz nicht zu ermitteln . 
Die folgende Betrachtung wird auf Beispiele aus dem Briefdienst beschränkt, da die Mög­
lichkeiten einer Marktpreisbildung bei den Briefdienstleistungen am geringsten ausgeprägt 
sind. Die Aussagen besitzen jedoch prinzipiell auch Gültigkeit für die anderen Dienstlei­
stungsbereiche der DBP POSTDIENST. 

Die DBP POSTDIENST unterscheidet im Briefdienst verschiedene Sendungsarten, wie 
Briefe, Postkarten, Drucksachen, Waren- und Büchersendungen und erhebt unterschied­
liche Entgelte für diese hauptsächlich nach Inhalt oder äußeren Merkmalen (verschlossen, 
unverschlossen) differenzierten Sendungen.32) Eine Differenzierung findet auch hinsicht­
lich bestimmter Nachfragergruppen (Werbewirtschaft, Verlage, Blinde) und bestimmter 
Gebiete (Ausland, West-Berlin vor der Wiedervereinigung) statt. 

Teilweise unterscheiden sich die Sendungsarten durch Leistungs- oder Qualitätsmerkmale, 
wie etwa die Laufzeit, die wiederum Unterschiede in den Kosten der Leistungserstellung 
hervorrufen. Bei Massendrucksachen (Infopos! nach neuer Produktbezeichnung) berück-

29) Zu den Zielen der Preispolitik der Deutschen Bundespost vgl. u.a. WohJhhrt, R., Die Gebührenpolitik der DeutSchen 
Bundespost im Spannungsfeld öffentlicher und betriebswirtschaftlicher Ziele, in : Archiv für das Post- und Fernmelde­
wesen, 33. Jg. 1981, S. 272-277, S. 275ff.; Hernn~nn, E., Die Deutsche Bundespost, Baden-Baden, 1986, S. 163ff. sowie 
Busch, A., Die Gebührenpolitik der Deutschen Bundespost im Telekommunikationssektor auf dem Prüfstand, in: Die 
Weltwirtschaft, 1986, Heft I, S 106-120, dessen Untersuchung der Prinzipien und Auswirkungen der Gebührenpolitik 
im Telekommunikationsbereich weitgehend auf das Postwesen zu übertragen ist. 

30) Zur Diskussion preispolitischer Prinzipien in der gemeinwirtschaftlichen Literatur vgl. Neumann, K.-H., Gebühren­
politik im Telekommunikationsbereich, Diss. , Baden- Baden 1984, S. 85ff. 

31) Eine effiziente Preisbildung erfüllt die Kriterien der statischen allokativen Effizienz, der betrieblichen oder X-Effizienz, 
der innovativen und qualitativen Effizienz, der Kompatibilität mit erwarteten technologischen Änderungen, derVerhin­
derung ineffizienten Marktzutrius sowie der Einfachheit, Praktikabilität und Kontinuität der Preisstruktur. Vgl. dazu 
auch Neumann, K.-H., GebÜhrenpolicik ... , a.a.O. , S. 9Off. 

32) Zum 1. 4. und 1.9. 1993 führte die DBP POSTDIENST ein neues Briefkonzept ~2000" ein, welches gegenüber dem bis­
herigen Leisrungsangebot eine gewisse Vereinfachung in der Produktpalette darstellt . Die folgenden Ausführungen 
beziehen sich im konkreten Fall noch auf das vorherige Leistungsangebot, die grundsätzlichen Aussagen haben nach 
einer ersten Einschätzung des neuen Briefkonzepts auch für dieses Bestand. 



44 Deregulierungder DeUtschen Bundesposr POSTDIENST 

sichtigt die DBP POSTDIENST Kostenersparnisse, die ihr durch die Vorleistungen der Ver­
sender entstehen, durch ermäßigte Entgelte für diese Sendungs art. Ob die gegenwärtigen 
Preisdifferenzen in einem adäquaten Verhältnis zu den Kostendifferenzen stehen, kann hier 
nicht überprüft werden, diese Fälle werden daher nicht weiter betrachtet. 

Die überwiegende Zahl der Sendungen im Briefdienst sind hingegen als vergleichbare 
Dienstleistungen insofern zu betrachten, als sie zu den gleichen Grenzkosten erbracht wer­
den}3) Die Beförderung eines Standardbriefes verursacht beispielsweise die gleichen Kosten 
wie die Beförderung einer Briefdrucksache oder einer Postkarte, ebenso weichen die Kosten 
für die aufgrund längerer Laufzeiten tarifbegünstigten Briefsendungsarten Dmcksache, 
Warensendung und Büchersendung bei jeweils gleichem Gewicht nicht voneinander ab, die 
Entgelte sind jedoch bei allen genannten Sendungen unterschiedlich. 

Die Produkt- und Preisdifferenzierung der DBP POSTDIENST ist mithin nicht an Kosten­
kriterien ausgerichtet, sie orientiert sich vielmehr daran, ob eine Sendungsart nach allgemei­
nem Rechtsempfinden mehr oder weniger Anrecht auf ein staatliches Beförderungsmono­
pol hat und berücksichtigt darüber hinaus sozialpolitische oder gemeinwirtschaftliche Auf­
lagen durch subventionierte Preise für bestimmte Sendungen (Bücher, Zeitungen). 

Eine Reihe tatsächlicher Kostenunterschiede in der Leistungserstellung finden dagegen in 
den Entgelten der Post keine Berücksichtigung. Die Beförderung eines Standardbriefes in­
nerhalb der Bundesrepublik verursacht keineswegs immer einheitliche Kosten, wird jedoch 
von der DBP POSTDIENST zu einem Einheitstarif angeboten. Die verschiedenen Lei­
stungs- oder Kostenmerkmale, die grundsätzlich bei der Preisbildung berücksichtigt wer­
den können, sind: 
- Größe IVolumen der Sendung, 
- Gewicht, 
- Anzahl der zusammen eingelieferten Sendungen, 
- Laufzeit bzw. Zeitpunkt der Einsammel-, Sortier-, Transport- und Zustellvorgänge, 
- Zustelladresse (Ballungsgebiet oder ländliche Region, Unternehmen oder Haushalt), 
- Zahlungsmodus, 
Entfernung bzw. örtlicher oder überörtlicher Verkehr.34) 

Unterschiedliche Kosten bei im übrigen qualitativ gleichen Leistungen entstehen bei zuneh­
mender Entfernung im Postverkehr; die Kosten nehmen allerdings nicht linear in Abhängig­
keit der zurückgelegten Kilometer zu, sondern sind abhängig von der Bearbeitungs- und 
Umschlagshäufigkeit, die wiederum in der Regel mit zunehmender Entfernung ansteigt. 
D ie reinen Transportkosten von Punkt zu Punkt haben nur einen relativ geringen Anteil an 
den gesamten Beförderungskosten.35) Dies erklärt, daß der Postverkehr von einem Ver-

3) Vgl. auch Schmidtchen, D., Gebührenpolitik ... , a,a.O. S. 255. 
34) Ähnliche Merkmale nennt auch Richards, P., Pricing Regulation of Letter Services - The Impact on Prices, Profits and 

Efficiency (= Vortrag beim Wissenschaftlichen Institut für Kommunikationsdienste vom 7. Dezember 1989),0,0. 1989, 
S.22. 

35) Dies gilt für internationale Sendungen, vgl. Tabor, R., Comment: International Postal Reform. in: Crew, M.A., Klein­
dorfer, P.R. (Hrsg .), Competition and Innovation in Post al Services, Boston 1991, S. 33-36, ebenso wit" für Sendungen 
im Einzugsgebiet der DSP POSTDIENST, vgl. Wohlf~hrf, R., Die GebÜhrenpolitik..., a.a .O., S. 275. Vgl. auch Sher· 
man, R., Competition in Poslai Service, in: Crew, M.A.. Kleindorfer, P.R. (Hrsg,), Competition and Innovation in 
Postal Services, Boston 1991, S. 191-214, S. 195. 
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kehrsknotenpunkt zu einem anderen, auch über große Entfernungen, geringere Kosten ver­
ursacht als der Verkehr zwischen verkehrsungünstig gelegenen Orten mit geringerer Entfer­
nung. So ist es bei innerörtlicher Post, aufgrund der geringeren Urnschlaghäufigkeit und ge­
ringerer (zeitlicher) Unsicherheiten im Transportablauf kostengünstiger, die Laufzeit E+ 1 
zU erfüllen, als bei überregionaler Post. Die Kostendifferenz zwischen Sendungen mit 
geringer und längerer Laufzeitvorgabe ist bei lokalen Sendungen relativ gering, sie steigt 
jedoch mit zunehmender Entfernung bzw. Komplexität der Strecke an. 36) 

Im Briefdienst gibt es zeitliche Schwankungen der Kapazitätsauslastung, aufgrund derer 
der Grenzkostenverlauf zeitbedingte Unterschiede aufweist. Bei der derzeitigen einheitli­
chen Preissetzung, die sich an den durchschnittlichen Kosten in Spitzen- und Schwachlast­
zeiten orientiert, werden die Nachfrager zu Spitzenzeiten mit geringeren als den von ihnen 
verursachten Kosten belastet, wodurch ihre Nachfrage u.U. höher ausfällt; für die Nachfra­
ger in Zeiten geringer Kapazitätsauslastung gilt das Gegenteil. 

Einige der oben erwähnten Kostenmerkmale im Briefdienst werden in der Entgeltstruktur 
der DBP POSTDIENST berücksichtigt, so z.B. Gewicht, Größe und Anzahl der zusam­
men eingelieferten Sendungen. Vorausgesetzt, die Preisdifferenzierung nach diesen Merk­
malen orientiert sich am Verlauf der Grenzkosten, so stellt sich die Frage, ob zu den beste­
henden Differenzierungen weitere Preisaufspaltungen hinzukommen sollten bzw. welche 
für die konkrete Preissetzung ausgewählt werden sollten. 

Bezüglich des Ausmaßes der Preisdifferenzierung muß sichergestellt werden, daß der Nut­
zen einer weiteren Differenzierung der Preisstruktur die Kosten, die dadurch entstehen, 
überwiegt. Auch eine Preisstrukrur hat gewissermaßen einen Preis, d.h. sie verursacht Ko­
sten, die bei den Effizienzüberlegungen zusätzlicher Differenzierungsmaßnahmen nicht 
vernachlässigt werden dürfen. Kosten eines Preissystems entstehen unter anderem in Form 
von Meß- und Erhebungskosten sowie Verhandlungs-, lnformations- und Kontrollkosten 
in der Handhabung . Diese Transaktionskosten sind bei komplexen, unübersichtlichen 
Preisstrukturen höher als bei einfachen und praktikablen; darüber hinaus sind sie abhängig 
von den gegebenen technischen Möglichkeiten und können sich daher im Zeitablauf verän­
dern. 

3.3.2 Vier Reformvorschläge zur Preisstruktur 

Ziel einer Preisreform der DBP POSTDIENST sollte eine ökonomisch effiziente Preis­
struktur sein. Gemäß dem Eigenwirtschaftlichkeitspostulat (§ 37 PostVerfG) muß die Preis­
struktur der DBP POSTDIENST eine Gesamtkostendeckung ermöglichen; die nach wie 
vor bestehende Möglichkeit der Quersubventionierung zwischen den Teilunternehmen der 
Deutschen Bundespost und zwischen den Geschäftsfeldern eines Unternehmens führt 
jedoch zu einer Verfehlung des Effizienzziels. Für die folgenden Preisreformvorschläge 
wird daher von einer Gesamtkostendeckung innerhalb des Briefdienstes ausgegangen; dies 

36) Vgl. Dobbs,]., Richards, P., Assessing the Welfare Effects of Entry into Letter Delivery, in : Crew, M.A., Kleindor­
{er, P.R. (Hrsg. ), Competition and Innovation in Posta] Services, a.a.O., S. 61 -87. S. 81, Figure 1. 
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widerspricht nicht grundsätzlich dem Geist des POStverfassungsgesetzes und deckt sich mit 
der langfristigen unternehmenspolitischen Zielsetzung der DBP POSTDIENST.") 38) 

Die Ermittlung der effizienten Preisstruktur setzt voraus, daß die Kostenstruktur der 
Gesamtleistung bekannt ist. Zu diesem Zweck sind vor allem die Zusammensetzung der 
Kosten bei den einzelnen Teilleistungen und die Kostenschwankungen in Abhängigkeit von 
den verschiedenen Leistungsmerkmalen zu betrachten. Eine Annäherung der Preise an die 
Kostenverläufe, cl.h. eine Aufgabe der einheitlichen Entgelte, ermöglicht es schließlich 
grundsätzlich, Effizienzgewinne zu realisieren, die bei einer einfachen und praktikablen 
Preisstruktur auch erzielt werden. Bei den vier im folgenden unterbreiteten Vorschlägen 
wird beiden Aspekten, den effizienten Einzelpreisen und einer insgesamt effizienten Preis­
struktur Rechnung getragen. 

Entfernungsabhängige Tarife 

Eine Preissetzung, die den Kostenanstieg infolge zunehmender Entfernung und der damit ver­
?undenen ~mschlaghäufigkeit berücksichtigt, kann sich daran orientieren, ob die Sendung 
Innerhalb emes Ortes oder über die Orts grenze hinaus versandt wird. Für den innerörtlichen 
Briefverkehr ist dann ein geringerer Tarif als für überörtliche Sendungen zu veranschlagen. 

Als Ortsgrenze können die durch Postleitzahlen voneinander abgegrenzten Regionen bzw. 
Briefzentren gewählt werden, so daß keine neuen, zusätzlichen Abgrenzungskriterien einge­
führt werden müssen. 39) Für die DBP POSTDIENST entsteht dadurch kein zusätzlicher 
Aufwand, da die Sendungen ohnehin nach Postleitzahlen sortiert werden. Nach den Vorga­
ben des Betriebssystems für das Konzept "Brief 2000" werden die Sendungen für den eigenen 
Zustellstützpunkt ausgesondert und die weiterzuverteilenden Sendungen werden dem Brief­
zentrum Abgang (BZA) bearbeitungsgerecht zugeteilt. Auch existiert bereits eine Leistungs­
differenzierung in Abhängigkeit der Absende- und Zustelleiträume. Bei den tarifbegünstig­
ten Sendungen wird eine Qualitätsdifferenzierung an dem Kriterium Briefzentrum ausge­
richtet; für Sendungen innerhalb der Region eines Briefzentrums gilt die Laufzeit E+2, die 
Vorgabe für Sendungen in ein anderes Briefzentrum beträgt E+4.40) Eine weitere Erleichte­
rung der Sortiervorgänge kann dadurch erzielt werden, daß bereits bei den Briefkästen eine 
getrennte Sammlung nach Briefen, die in einem Leitraum verbleiben und anderen erfolgt. 41 ) 

]7) Im Zuge der ersten Postreform wird mittlerweile auch von der DBP POSTDIENST die Notwendigkeit einer Zusam· 
menführung von Preis- und Kostenstrukturen erkannt, vgl. z.B. Seegers-Krückeberg, D., Frachtdienst der Deutschen 
POSt: Pakete und Päckchen, in: Deutsche Bundespost POSTDIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Post-Forum, Dokumen­
t.~tion, Bd. I: POSTDIENST, Kongreß·und Workshopbeiträge, Köln 14. Mai bis 16. Mai 1990, Bonn o.J., S. 66-72, S. 66. 

]8) Ahnliche Tarifstrukturreformen wurden im Frachtdienst des britischen POSt Office durchgeführt, vgl. Heuermann, A., 
Schnörjng, Th ., Die Reorganisation der Britischen POSt, Ansätze zu einem Vergleich mit der Deutschen Bundespost, 
( .. Schriftenreihe des Wissenschaftlichen Instituts für Kommunikationsdienste, Bd. 2), Berlin, u.a. 1985, S. 175ft 

]9) Das Leitsystem der DBP POSTDIENST ist folgendermaßen aufgebaut: Die ersten beiden Ziffern der Postleitzahl kenn­
zeichnen die Briefzentren, die dritten bis fünften Ziffern bestimmen die Zustellbezirksgruppen, Postfächer und Groß· 
kunden. Die Einteilung sollte an den tatsächlichen Kostenverläufen ausgerichtet werden. Die Wahl des Briefzentrums 
zur Laufzeitdifferenzierung bei tarifbegünstigten Sendungen der DBP POSTDIENST spricht allerdings dafür, daß die 
Kosten einer Sendung insbesondere bei Verlassen eines Briefzentrums ansteigen. 

40) Die Laufzeitangaben beziehen sich auf die Zeit vor Einführung der neuen Postleitzahlen. Die Laufzeitbezeichnung 
~edeutet E '"' Einlieferungsdatum plus die Anzahl der darauffolgenden Werktage. 

41) Ähnliche Briefkästen werden in einigen Ballungsgebieten im Ausland und auch in der Bundesrepublik (z.B. München) 
bereits eingesetzt. 
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Die Einführung von zwei derartigen Tarifstufen dürfte kaum größere Schwierigkeiten auf­
werfen. Die Postbenutzer sind in der Regel mit dem System der Postleitzahlen vertraut. 
Auch hinsichtlich der Akzeptanz stehen einer solchen Tarifdifferenzierung vermutlich keine 
allzugroßen Hindernisse entgegen. Daß Briefsendungen innerhalb eines Ortes geringere 
Kosten verursachen als Sendungen, die über die Ortsgrenze hinaus gehen, erscheint den 
Nachfragern vermutlich plausibel. Bei Nichteinhaltung der Entgeltvorschriften kann die 
DBP POSTDIENST entweder Nachporto vom Empfänger der Sendung verlangen oder sie 
kann nicht ausreichend freigemachte Sendungen später als innerhalb der regulären Brief­
laufzeit befördern, so daß dem geringeren Entgelt auch eine geringere Leistungsqualität ent­

spricht. 

Die Verteilungswirkungen des Tarifes sind relativ neutral, da die Nachfrager in der Regel 
Briefe mit einer Vielzahl unterschiedlicher Entfernungen versenden. 42) Eventuelle Kritik 
kann die Tatsache hervorrufen, daß die Leiträume unterschiedlich groß und verschieden 
dicht besiedelt sind und die Bewohner kleinerer Leiträume daher vermutlich relativ weniger 
Sendungen der niedrigen und mehr Sendungen der höheren Tarifstufe aufgeben als die Be­
wohner größerer Leiträume. Eine vergleichbare Situation ist im Bereich der DBP TELE­
KOM bei den Orts- und Ferngesprächen gegeben und wird dort grundsätzlich akzeptiert. 

Dieser zweistufige Tarif verursacht durch die Nutzung des bereits vorhandenen Postleitzah­
lensystems kaum zusätzlicheTransaktionskosteo; selbst die einmaligen Kosten einer Umrü­
stung oder Erneuerung der Briefkästen könnten mit einer dauerhaften Reduktion der 50r­
tierkosten ausgeglichen werden. Der Transaktionskostenvorteil eines einheitlichen Brief­
entgeltes gegenüber einer komplexen, entfernungsabhängigen Tarifstruktur bleibt also weit­
gehend erhalten. Die Komplexität der Tarifstruktur kann zusätzlich gering gehalten wer­
den, indem für lokale Sendungen ein einheitlicher, von weiteren Qualitätsmerkmalen (etwa 
Laufzeiten) unabhängiger Tarif festgelegt wird. Eine weitere Preisdifferenzierung nach be­
stimmten Kostenmerkmalen würde ausschließlich für nicht lokale Sendungen gelten; dies 
entspricht auch den tatsächlichen Kostendifferenzen. 43) 

Eine Preisreduktion für lokale Briefe gibt es bei der spanischen Post, eine Sendung inner­
halb Madrids wird beispielsweise nur mit 40% des überregionalen Tarifs berechnet. 44) Bei 
der Deutschen Bundespost galt eine vergleichbare Regelung bis 1990 für Westberlin. 

Regionale Preis differenzierung 

Unterschiedliche Kosten für qualitativ einheitliche Briefsendungen entstehen auch in Ab­
hängigkeit des Zustellgebietes einer Sendung; in Ballungsgebieten sind die Zustellkosten 

42) Dies trifft zumindest auf das Briefaufkommen der Post in Großbritannien zu, angesichts der dezentraleren Struktur der 
Bundesrepublik kann eine solche Entfernungsmischung bei Briefsendungen jedoch auch hier angenommen -werden. 
Diese Vermutung wurde außerdem von der Oberpostdirektion Köln bestätigt. Zur Situation in Großbritannien vgl. 
Richards, P., Pricing Regulation ... , a.a.O., Slide 25a. 

43) Auf eine mit der Entfernung bzw. Komplexität der Strecke zunehmende Kostendifferenz zwischen schnell und weniger 
schnell beförderten Sendungen weisen Dobbs und Richards hin, vgl. Dobbs,]., Richards, P., Assessing the Welfare .. . , 
a.a.O., S. 81, figure 1. 

44) Auch die kanadische Post hatte über einen längeren Zeitraum eine derartige Tarifstrukwr, vgl. AJbon, R., Postal Rate­
MakingProcedures ... , a.a.O., S. 243. 
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aufgrund der dort realisierbaren Dichtevorteile niedriger als in dünn besiedelten Gebieten. 
Da die Zustellkosten in Abhängigkeit der Zustellregion erheblich differieren und ihr Anteil 
an den gesamten Beförderungskosten hoch iSt,4S) erscheint eine regionale Preisdifferenzie. 
rung aus Effizienzgesichtspunkten besonders geboten. 46) 

Eine Preisstruktur, die diese Kostenunterschiede berücksichtigt, kann ebenfalls auf dem 
System der Postleitzahlen aufbauen. Der niedrigste Preis könnte für Sendungen gelten, die 
in größere Städte versandt werden, die mehr als eine Postleitzahl haben, d.h. in mehrere 
Zustellbereiche aufgeteilt sind. Für alle übrigen Sendungen würde ein höherer Preis berech. 
oet. Auch eine stärkere Differenzierung, die z.B. nach Großempfängern und Postfachin~ 
habern unterscheidet, ist denkbar, wobei ein zweistufigerTarif, der sich aus einern Normal­
tarif und einem erhöhten Entgelt für Sendungen in die kleinsten Postorte zusammensetzt, 
sicher die praktikabelste Lösung darstellt. 

Im Fall einer zweistufigen Einteilung ist auch diese Tarifdifferenzierung einfach und prakti~ 
kabel und ohne größeren Transaktionskostenaufwand zu handhaben. 47) Schwierigkeiten 
können im Zusammenhang mit den internationalen Sendungen entstehen; je nach Ausge­
staltung der einzelnen Tarifniveaus, kann es günstiger sein, einen Brief in eine ländliche 
Region im Ausland als in eine ländliche Region im Inland zu schicken.48) Die politische 
Durchsetzung dieses Tarifvorschlags wird vermutlich durch die preisliche Mehrbelastung 
von Sendungen in ländliche Gebiete erschwert, da dies eine Aufhebung der bisherigen Tarif­
einheit im Raum bedeutet. 

Bei der Tarifeinheit im Raum besteht neben den grundsätzlichen Argumenten bezüglich 
ihrer Rechtfertigung für Briefdienstleistungen und andere Leistungen im Posrwesen zusätz­
lich eine Besonderheit im Vergleich zu anderen Bereichen (Telekommunikation, Elektrizi­
tät), die häufig nicht genügend beachtet wird:t9) Das Porto wird vom Absender und nicht 
vom Empfänger gezahlt. Anders als bei den Telefonentgelten, die für Bewohner ländlicher 
Regionen in der Regel höher sind als für Bewohner in Ballungsgebieten, da erstere relativ 
mehr Ferngespräche und relativ weniger Ortsgespräche führen, ist bei den Entgelten im 
Postdienst eine derart unterschiedliche Belastung der Bewohner verschiedener Regionen 
nicht zu erwarten. Die Bewohner dünn besiedelter Gebiete würden nur dann höhere Ent~ 
gelte für Leistungen der DBP POSTDIENST zahlen, wenn sie in überdurchschnittlichem 
Maße Sendungen in ländliche Gebiete verschicken. Die Berechtigung einer Einheitsbriefge­
hühr zur Beeinflussung der regionalen Einkommensverteilung oder der strukturellen Ent-

45) Der Anteil wird auf etwa 40% geschätzt, vgl. O",'e'Il, 8.M., \Villig, R.D., Economics and Postal Pricing Policy, in: 
Fleishm;m,j.L (Hrsg.), The Future of the Postal S~rvice, New York 1983, S. 227-245, S. 233. 

46) Diese regionalen Kostt~ndifferenzen finden sich auch in anderen Ländern, vgl. Alboll. R., Postal Rate-},1aking Proce· 
dures ... , a.a.O" S. 24t; Esrrin, S., de Meza, D., Delivering Letters: Should i! be decriminalized?, in: Crew, M.A., 
Kleindorfu, P.R. (Hrsg.), Competition and InnOvation in Postal Services, BOStOn 1991, S. 93-108, S. 102. 

47) Estrin und de MeZii vermuten hingegen hohe administrati\'e Kosten der Einführung und Kontrolle eines regional bzw. 
nach der Zustelldichte differenzierten Tarifes, vgl. ebenda, S. 104. 

48) Diesen Hinweis geben auch Dobbs, Rich;lrds, deren weiterer Kritik regionaler Preisdifferenzierung hier jedoch nicht 
zugestimmt wird, da sie sich an sehr komplexen Tarifstrukturvorschlägen orientiert vgl. Dobbs,j., Ricl';lrds, P., Assess­
ing the We!fare ... , a.a.O., S.71. 

49) Eine allgemeine Ausein;lndersetzung mit den Begründungen der Tarifeinheit findet sich u.a. bei Neumaoo, K.-H., Das 
Prinzip der Tarifeinheit als Grundlage der Gebührenpolitik öffentlicher Unternehmen, in: Zeitschrift für öffentliche 
und gemeinwirtschaftliehe Unternehmen, Bd. 6,1983, S. 393-405. 
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'Wicklung einzelner Regio~en wi~d angesi~~t~ dieses .Zusammenhangs weiter. geschwächt. 
Die Argumente, die für eIne regIOnale Tantdlfferenzlerung sprechen, erschemen dagegen 

weitauS gewichtiger. 

Qualitative Preisdifferenzierung / Spitzenlastpreisbildung 

Die Nachfrage nach DienstleiStungen der DBP POSTDIENST ist zyklischen Schwan~un-
unterworfen. In Abhängigkeit des Auslastungsgrades der vorhandenen KapazItaten 

~:~ieren auch die Kosten der Leistungserstellung. Zu Zeiten der Jahresspitzenbelastun~, 
...or Weihnachten, verursacht die einzelne Beförderungsleist~ng höhere Gren.zk?sten als In 
verkehrsschwachen Zeiten, etwa im Sommer; auch für Bnefsendungen. die Illfolge der 
Laufzeitvorgabe E+ 1 in den Abend- und Nachtstunden bearbeitet werden müss~n, ~ntst~­
hen höhere Kosten als für weniger eilige Sendungen. Den letzten Aspekt berückSichtigt dIe 
DBP POSTDIENST ansatzweise bei den tarifermäßigten Briefsendungsarten, die eine län­
gere Laufzeit als Briefe h~ben; außer durc~ die längere Laufzeit unterscheiden sich erstere 
jedoch zusätzlich durch dIe I nhalte von Bnefen. 

Eine Anwendung der Spitzenlastpreisbildung für Briefe dergestalt, daß nur nach unter­
schiedlichen Beförderungsgeschwindigkeiten differenziert wird, ermöglicht den Nachfra­
gern von Briefdien~tlei~tungen z,wischen :.erchiedenen Le~~tungs~uali~äten ~zw. Lauf~eiten 
zu jeweils unterschledltchen Preisen zu wahlen, Ebenso konnte die Bnefbeforderung 10 den 
letzten Wochen vor Weihnachten mit höheren Belastungen als in der übrigen Zeit versehen 

~'erden. 

Die Berücksichtigung der Grenzkosten der Kapazitätsvorhaltung in den Preisen zu Spitzen­
lastzeiten sowie die Möglichkeit, die Nachfrage in Schwachlastzeiten zu verlagern, können 
zu einem gleichmäßigeren Nachfrageverlauf und damit zu einer insgesamt geringeren Kapa­
zitätsvorhaltung im Briefdienst führen. Die zeitliche Verschiebung eines Teils der Nachfra­
ger in Schwachlastzeiten schafft durch die Kapazitätsauslastung in nachfrageschwachen Pe­
rioden Verbundvorteile. 50) Das Ausmaß der zeitlichen Substitution hängt ab von der Länge 
der verschiedenen, preislich differenzierten Perioden bzw. dem Grad der Qualitätsunter­
schiede, der Höhe der Preisunterschiede und der Preiselastizität der Nachfrage, insbeson­
dere der Kreuzpreiselastizität. Durch die stärkere Kostenorientierung der Preise ist eine 
Spitzenlastpreisbildung bei der DBP POSTDIENST jedoch auch ohne nachfragelenkende 
Wirkung effizient, 

Eine Zweiteilung des Entgeltes für Standardbriefe ist bei der DBP POSTDIENST grund­
sätzlich möglich. Ein Einheitstarif für qualitativ unterschiedliche Leistungen ist gesetzlich 
nicht vorgeschrieben, vielmehr soll das Entgelt in einem ausgewogenen Verhältnis zu den 
einzelnen Diensdeistungsbestandteilen stehen. 51 ) Auch der Weltpostvertrag gestattet aus­
drücklich eine Einteilung der Briefsendungen in zwei Kategorien sowie eine entsprechende 
Gebührendifferenzierung. 52) 

SO) Vgl. auch Crew; M.A .. Kleindorfer, PR., Smith, M.A., Peak-Load Pricing in Postal Services, in: The EconomicJournal, 
Vol. 100, 1990, S. 793·807, S. 795. 

51) Vgl. S 13 Abs. I Postdienstwrordnung (POStV), vom 24. Juni 1991, in: 8GBl. I, 1991, S. 1372·1375. 
52) Vgl. Art. 19 und 21 Weltpostvertrag, in: DBP POSTDIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Weltposthandbuch: Verträge 

des Weltpostvereins, Washington 1989, Sonn 1990. 
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Eine Einteilung der (Standard-)Briefsendungen in zwei QualitätSkategorien oder -klassen 
gibt es bei den Postverwaltungen Großbritanniens, Neuseelands, Japans, der USA und der 
Schweiz. In Großbritannien wurde die qualitative und preisliche Unterscheidung in Briefe 
erster und zweiter Klasse 1968 eingeführt und löste die Einteilung in gewöhnliche Sendun­
gen und Drucksachen ab. Erste Klasse Briefe (first class mail) kosten 24 Pence (ca. 0,60 DM) 
und haben eine Laufzeit von E+1. Zweite Klasse Sendungen werden mit 18 Pence (ca. 
0,45 DM) berechnet und innerhalb einer Laufzeit von E+ 3 befördert. Die Preisdifferenz 
(6 Pence) zwischen den beiden Klassen ist zum Zweck der Nachfragesteuerung größer als 
die tatSächliche Kostendifferenz (ca. 1 Pence) gewählt. Der Anteil der Briefsendungen erster 
Klasse nahm von anfangs 33% auf heute ca. 50% zu, obwohl die Preisdifferenz zwischen 
den beiden Klassen ebenfalls erhöht wurde. Dies kann zum einen auf reale Preissenkungen 
sowie auf die positive Einkommenselastizität bei Erste Klasse Briefen und die negative Ein­
kommenselastizität bei Zweite Klasse Briefen zurückzuführen sein. 53) 

Angesichts des hohen Anteils der Erste Klasse Briefe kann eine höhere als die kostenbe­
dingte Preisdifferenz zwischen bei den Sendungsarten gerechtfertigt sein. Die britische Post 
verweist darauf, daß ab einem 60-prozentigen Anteil zusätzliche Sortierkapazitäten für die 
Erste Klasse notwendig werden, deren Kosten ausschließlich diesen Sendungen zuzurech­
nen wären, woduch die Zweite Klasse Briefe zu Grenzkosten von nahezu Null sortiert wer­
den könnten. Die Erfahrungen mit der Zweiklassenpost in Großbritannien zeigen, daß 
hiervon durchaus Kapazitätseffekte ausgehen und daß darüber hinaus die Festsetzung der 
Preise und Preisdifferenzen von Bedeutung ist. 54) 

Die schweizerische POSt hat, im Februar 1991 ein Zweiklassensystem eingeführt. 55) Das bis 
dahin einheitliche Briefporto von 50 Rappen gilt seitdem nur noch für sog. B-Briefe, 
deren Laufzeit zwei bis drei Tage beträgt; A-Briefe, die über Nacht befördert werden, ko­
sten 80 Rappen. Ein Vierteljahr nach Einführung der A und B POst wurden ca. 25% der 
Briefe als A-Briefe und 75% als B-Briefe befördert. Die ersten Reaktionen der Postkunden 
waren ablehnend; der PTI wurden Mißmanagement und eine Ausnutzung ihrer Monopol­
steIlung vorgeworfen, außerdem wurde die Befürchtung geäußert, daß die Anstrengungen 
zu Leistungs- und Qualitätsverbesserungen durch das Zweiklassensystem reduziert wür­
den. Für eine abschließende Beurteilung des schweizerischen Systems bedarf es noch einer 
längeren Erprobung und Erfahrung mit den zwei Briefkategorien. 

Mit einer derartigen Spitzenlastpreisbildung im Briefdienst würde den Kunden der DBP 
POSTDIENST eine bisher nicht vorhandene Wahlmöglichkeit eingeräumt; auch hinsicht­
lich der Transaktionskosten stehen einer Umsetzung keine Hindernisse im Wege. Es bleibt 
daher insbesondere die Frage der Akzeptanz zu klären. 

53) Vgl. Albon, R. Postal Rate-Making Procedures ... , a.a.O., S. 243 und Crew, M.A.. Kleindorfer. P.R., Smirh, M.A., 
Peak-Load Pricing ... , a.;I.O., 5.805 

54) Die Ausführungen über die Preisbildung des britischen POSt Office sind Albon, R., Pastal Rate-Making Procedures ... , 
a.a.O., S. 243 und Crew, M.A., Kleindorfer, P.R., Smirh, M.A., Peak-Load Pricing ... , :I..a.O., S. 805 entnommen. 

55) Vgl. PTf (Schweiz) (Hrsg.), Posttaxen Inland, gültig ab 1. Februar 1991,0.0., o.J. 
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Grundtarif und Leistungspreis 

Bei den Briefentgelten ist auch eine Preisaufspaltung denkbar; der Gesamtpreis setzt sich 
dann aus einem benutzungsunabhängigen Grundtarif für die Vorhalteleistung und einem 
benutzungsabhängigen Preisbestandteil zusammen . Aus den Grundtarifen könnten die 
nicht zurechenbaren fixen Kosten des Briefpostwesens finanziert werden. Ebenso könnte 
das Vorhanden sein von Netzexternalitäten, die durch die grundsätzliche Erreichbarkeit 
jeder Adresse im Postgebiet gegeben sind, in einem Grundtarif berücksichtigt werden. 

Die Einführung eines zweiteiligen Tarifes im Briefdienst wirft jedoch mehr Probleme auf, 
als sie zu lösen vermag. Es muß geklärt werden, wie die Kosten der Kapazitätsvorhaltung 
des Netzes aus Postämtern, Briefkästen, Fahrzeugen und Personal von den Kosten der Inan­
spruchnahme, die sich im wesentlichen aus den gleichen Kostenbestandteilen zusammenset­
zen, zu trennen sind . Weiterhin ist zu entscheiden, ob von allen Benutzern der gleiche 
Grundtarif erhoben würde, bzw. woran sich verschieden hohe Tarife orientieren sollten. 
Ein mögliches Kriterium sind beispielsweise die Netzkosten in verschiedenen Gebieten pro 
Kopf der dort lebenden Bevölkerung. Außerdem werden die Schwierigkeiten, die sich bei 
der Zurechnung der variablen Kosten ergeben, durch einen gespaltenen Tarif nicht gelöst; 
für den benutzungsabhängigen Preisbestandteil müssen also darüber hinaus weitere preisli­
che Überlegungen erfolgen. 

Eine zweiteilige Preisstruktur erscheint allenfalls im Bereich der Zustellung eine praktikable 
Lösung zu sein. Sofern die Zustell eis tun gen von den übrigen Teilleistungen im Briefdienst 
abgekoppelt und in regionaler oder örtlicher Regie geführt werden, kann ein Zustelldienst 
den einzelnen Adressen einen Grundtarif auferlegen, mit dem er seine fixen Kosten deckt 
und die nutzungsabhängigen Kosten der eigentlichen Zustellung gesondert in Rechnung 
stellen. 

Ansatzpunkte einer effizienten Preisstruktur 

Für eine ökonomisch effiziente Preisstruktur im Briefdienst der DBP POSTDiENST müs­
sen diejenigen Maßnahmen der Preisdifferenzierung ausgewählt werden, die den größten 
Effizienzgewinn oder Nutzenzuwachs für das Preissystem ermöglichen. Die Kostenmerk­
male, die zu den stärksten Streuungen der Gesamtkosten führen, sollten Kriterien für Preis­
differenzierungen sein, da auf diese Weise eine höchstmögliche Orientierung der Preisstruk­
tur an den Kostenverläufen erreicht wird. Die zu betrachtenden Variationen der Gesamt­
kosten ergeben sich aus dem Streuungsmaß eines Kostenmerkmals (z .B . Zustellregion) und 
dem Anteil der davon betroffenen Teilkosten an den Gesamtkosten (z .B. Kosten der Zustel­
lung). 

Eine starke Streuung derTeilkosten allein ist mithin nicht ausreichend, die Kostenmerkmale 
müssen zusätzlich einen quantitativ bedeutenden Teilkostenaspekt betreffen, um für die 
Entwicklung der Gesamtkosten eine Rolle zu spielen. Eine Reihung der Differenzierungs­
merkmale nach ihrer effizienzfördernden Wirkung für die Preisstruktur sollte sich also nach 
dem Ausmaß richten, in dem ein Kostenkriterium zur Streuung der Gesamtkosten führt. 



52 Deregulierung der Deutschen Bundespost POSTDIENST 

Die Effizienzgewinne einer Preisdifferenzierung sind um so größer, je elastischer die Nach­
frage nach den betrachteten Produkten reagiert. 56) Da die Preis elastizität der Nachfrage 
nach Briefdienstleistungen relativ gering eingeschätzt wird,57) ergibt sich, auch in Verbin­
dung mit dem Transaktionskostenargument, für den Briefdienst die Empfehlung einer nur 
mäßig differenzierten Preisstruktur. 58) 59) 

Von den hier vorgeschlagenen Preisdifferenzierungen verspricht insbesondere die regionale 
Differenzierungsvariante eine weitestmägliche Kostenorientierung und ist daher geeignet, 
die gegenwärtige Tarifstruktur im Briefdienst zu ergänzen. Darüber hinaus ist die Struktur 
der Briefentgelte zu vereinfachen, vorhandene Differenzierungen sind, soweit sie sich nicht 
am Grenzkostenverlauf ausrichten, zu straffen oder aufzugeben und effiziente Differenzie­
rungsmerkmale sind verstärkt einzusetzen. Neben strukturellen Preisänderungen und 
-erhöhungen ist in diesem Zusammenhang auch die Notwendigkeit eines inflationsbeding­
ten Niveauanstiegs der Preise zu prüfen. 

Die Preisbildung im Briefdienst der DBP POSTDIENST muß allerdings auch die Preise der 
Substitute (Telefon, Telefax, elektronische Post, alternative Direktwerbemedien) und dabei 
die Kreuzpreiselastizität beachten. Je höher die Briefentgelte im Verhältnis zu den Preisen 
der Substitute sind, desto schneller vollzieht sich auch der Substitutionsprozeß. Eine effi­
ziente, weitestmöglich an den Grenzkosten orientierte Preisstruktur - sowohl im Brief­
dienst als auch bei den Substituten führt zu einem gesellschaftlich erwünschten Tempo des 
Substitutionsprozesses bzw. dazu, daß sich die "Kommunikationsrevolution« in gesell­
schaftlich wünschenswerten Bahnen vollzieht. 60) 

3.4 Gestaltungsmöglichkeiten im Schalterdienst und in der Zustellorganisation 

3.4.1 Post-Agenturen 

Im Rahmen einer zunehmenden Marktorientierung der DBP POSTDIENST ist auch eine 
Auseinandersetzung mit dem Geschäftsfeld Schalterdienst geboten. Ein Netz von 26.000 
Postämtern im gesamten Bundesgebiet stellt für die Post einen beträchtlichen Fixkosten­
block dar. Obwohl den Finanzdaten der DBP POSTDIENST hierzu keine konkreten 
Informationen zu entnehmen sind, ist zu vermuten, daß der Schalterdienst nicht kosten­
deckend arbeitet oder gar Gewinne erwirtschaftet. Die von der DBP POSTDIENST im 

56) Bei hohen Elastizitätswerten sind dil' Wohlfahrtsverluste, die durch Preisabweichungen von den Grenzkosten entstehen 
höher; dieser Zusammenhang begründet die Quasi-Oprimalität von Ramscy-Preisen. Vgl. Ramsey, F., A Contribution 
!O the Theory ofTaxation, in: The Economic Journal, 1927, Heft 3, S. 47-61. 

57) Vgl. unter anderem Richards, P., Pricing Regulation ... , a.a.O., Slide 25a und Albon, R., Postal Rate-Making Proce­
dures ... , a.a.O., S. 244. 

58) Bei den PaketdiensdeisTungen ergeben sich aufgrund der relaTiv hohen Nachfrageelastizität unter Umständen andere 
Preisempfehlungen. 

59) In diesem Kontext erscheint das preispolitische Konzept Roland Hillsvon zeitloser Gültigkeit zusein. Die von ihm 1837 
vorgeschlagene Einheitsbriefgebühr für den Posrverkehr zwischen den Postorten berücksichtigte die Transaktions­
kostenersparnisse eines einfachen Tarifs bei nur geringen Kosrenunterschieden; bei bedeutenderen Kosrendifferenzen, 
wie sie ~ damals und auch heute - etwa im Bereich der Zustellung auftreten, empfahl er eine entsprechende preisliche 
Differenzierung. Eine ausführliche Darstellung der preispolitischen Vorschläge Hills erfolgt unter Punkt 3,4 .2. 

60) Owen, B.M .. Willig, R.D., Economics ... , a.a.O., S. 238. 
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Jahre 1993 verstärkt durchgeführte Netzoptimierung, die mit Schließungen von 900 Post­
ämtern in Städten mit über 20.000 Einwohnern einherging, sowie der ebenfalls 1993 gestar­
tete Betriebsversuch, Postagenturen im ländlichen Einzelhandel einzurichten, verdeut­
lichen, daß Effizienzverbesserungen im Schalterdienst notwendig und möglich sind. 

Mit dem Einsatz der Datenverarbeitung können erhebliche Rationalisierungsfortschritte 
und Kostensenkungspotentiale durch Selbstbedienungseinrichtungen und die Schalterauto­
mation, d.h. die Verknüpfung des Schalterdienstes und der Folgestufen realisiert werden. 
Bei den Postbankdienstleistungen ist etwa an On-line Systeme und den Einsatz von Geld­
ausgabeautomaten zu denken. Aber auch im Brief- und Frachtdienst sind Arbeitserleichte­
rungen und Zeitersparnisse im Bereich der Annahme und Freimachung von Sendungen, der 
Quittungserstellung und des Datenzugriffs zu erzielen. 61 ) 

Das Verkaufsstellennetz wird außer für nahezu alle Dienstleistungsangebote der DBP 
POSTDIENST auch von den Unternehmensbereichen der DBP TELEKOM und DBP 
POSTBANK genutzt. Die Zurechnung der Kosten im Schalterdienst auf die drei Unterneh­
men und auf die einzelnen Dienstleistungen ist bei derartiger Verbundproduktion naturge­
mäß problematisch, eine befriedigende Lösung für eine wirtschaftliche Unternehmensfüh­
rung jedoch unumgänglich. 62) 

Die Schalterdienste der DBP POSTDIENST werden zu ca. 58% für Postdienstleistungen, 
ca. 34% für Postbankdienste und etwa 8% für Telekommunikationsdienstleistungen in An­
spruch genommen. 63) Unabhängig vom Ausmaß der Inanspruchnahme der Schalterleistun­
gen, können diese bei den Postbankdienstleistungen wesentlich schwerer als im Briefdienst 
durch alternative Organisationsformen ersetzt werden. Im Briefdienst kann die Einsamm­
lung weitgehend über Briefkästen erfolgen, der Verkauf von Postwertzeichen kann über den 
Einzelhandel oder über Automaten abgewickelt werden. Die DBP POSTBANK müßte bei 
einer Ausdünnung des Netzes hingegen Wettbewerbsnachteile gegenüber den Kreditinstitu­
ten hinnehmen bzw. den Vorteil ihrer meist besseren räumlichen und zeitlichen Erreichbar­
keit einbüßen. 

Bei der Zuteilung der Schalterkosten sollten die "stand alone" Kosten der o.e. Alternative 
eines Alleinbetriebes des Briefdienstes berücksichtigt werden. Ähnliche Überlegungen sind 

61) Die technischen Möglichkeiten, die Anforderungen an ein On-line System und die Vorgehensweise der Deutschen Bun­
despost werden von Rohbognererläutert, vgl. RolJbogner M., Schhalterautomation ... , a.a.O. Zu dem, die Datenver­
arbeitung im Schalterbereich vorantreibenden Schalterterminalsystem EPOS 92 , das 1993 als Pilotprojekt gestartet 
wurde, vgl. DBP POSTDlENST, Generaldirektion (Hrsg.), Management Mail, Nr. 21, April 1993. 

62) Zur Problematik der Gemeinkostenzurechnung in Verbundunternehmen vgl. u.a. Kllieps, G., Zur Problematik ... , 
a.a.O., S. 270ff. 

63) Vgl. DBP POSTDIENST, GeneralJirektion (Hrsg.), Management Ivtail, Nr. 7, Dezember 1991. In Großbritannien 
nahmen die traditionellen Posrdienstleistungen 1982/83 nur etwa 20% der Schaltertätigkeit - gemessen in Arbeits­
leistungen - in Anspruch, der Anteil ist darüber hinaus rückläufig. Ein hoher Anteil der Schalterleistungen entfällt in 
Großbritannien allerdings auf Aufgaben staatlicher Verwaltung; dazu zählen neben Renten-, Krankengeld- und Arbeits­
losengeldzahlungen auch Leistungen der Postsparkasse, die in der Bundesrepublik der Postbank zugerechnet werden. 
Eine Zusammenfassung der Arbeitsleistungen für Postgiro- und Postsparkassendienste ergibt einen Anteil von 23%. 
Die für British Telekom und andere öffentliche Versorgungsunternehmen erbrachten Leistungen betragen 6,5% der 
gesamten Schalterleistungen. Vgl. Heuennann , A., Schnöring, Th., Die Reorganisation ... , a.a.O., S. 198; Janßt'IJ R., 
Post Office Counters Limited, Das Unternehmen Schalterdienst der britischen Post. in: ZPF, 1989, Heft 3, S. 16-17, 
S. 16; Senior, 1., Liberating the leiter. A proposal to privatise the POSt Office, (- The Institute of Economic Affairs, 
Research Monographs, No. 38), London 1983, S. 36. 
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auch für die Schalternutzung des Frachtdienstes und der DBPTELEKOM anzustellen. Der 
umgekehrte Weg, die DBP POSTDIENST das Schalternetz unterhalten zu lassen und die 
DBP POSTBANK nur in Höhe der variablen Zusatzkosten oder der nur scheinbar kosten­
verursachenden Nutzungsintensität an den Gesamtkosten zu beteiligen. stellt keine effi­
ziente Kostenaufteilung dar. 

Die Transaktionen im Schalterhereich werden mit zunehmender Elektronifizierung des 
Zahlungsverkehrs und Veränderungen in der Ablauforganisation im Brief- und Frachtdienst 
in Zukunft eher abnehmen, so daß die Auslastung der Kapazitäten im Schalterdienst ten­
denziell zurückgeht. Dieser Entwicklung kann die DBP POSTDIENST jedoch dadurch 
entgegen steuern, daß sie durch Produktdifferenzierung auch in nicht posttypische Märkte 
zusätzliche Dienste über ihr Schalternetz anbietet. In etwa 90 Postanstalten lief 1991 ein Be­
triebsversuch mit der Vermittlung kommunaler Dienstleistungen und dem Verkauf von 
Fahrscheinen für die Deutsche Bundesbahn und regionale Verkehrsbetriebe.64) Ein weiterer 
Betriebsversuch über die Zusammenarbeit mit Reiseveranstaltern und den Verkauf von Pau­
schalreisen wurde Mitte 1991, nach Einsprüchen des Deutschen Reisebüroverbandes und 
des Fremdenverkehrsausschusses des Deutschen Bundestages, zumindest vorläufig einge­
stellt."> Im Laufe des Jahres 1993 nahm die DBP POSTDIENST in einigen Postämtern den 
Verkauf folgender Dienstleistungen auf: Schreib- und Verpackungsartikel, Keymail-Schlüs­
selanhänger, Disketten mit den neuen Postleitzahlen. 

Außer den genannten sind noch zahlreiche andere Vermittlungs- und Beratungstätigkeiten 
geeignet, über das Netz der Postschalter angeboten zu werden, wobei jedoch besonders bei 
einem Angebot kommunaler und staatlicher Dienstleistungen (z.B. Tätigkeiten von Ein­
wohnermeldeämtern, Kfz-Zulassungsstellen) darauf zu achten ist, daß Quersubventionen 
unterbleiben. Weitere Möglichkeiten sind - insbesondere in ländlichen Regionen - eine 
Zusammenarbeit mit Versicherungen, Bausparkassen und Immobiliengesellschaften sowie 
Dienstleistungen im Bereich der elektronischen Post und die Aufnahme spezieller Liefer­
oder Zustelldienste (Blumen, Lebensmittel u.ä.). Das Angebot dieser und anderer Dienst­
leistungen in Postämtern ist in anderen Ländern bereits seit längerem Realität. 66) 

Ebenso wie für einzelne Leistungsangebote ist es auch für die einzelnen Postämter von Be­
deutung, die Erlös/Kostenrelation zu beachten, Postämter mithin als Profit Center zu be­
trachten, und die Rentabilitätsziffern bei der Netzgestaltung zu berücksichtigen. In diesem 
Zusammenhang ist zu sehen, daß die DBP POSTDIENSTinsbesondere 1993 die Bemühun­
gen zur Optimierung ihres Schalternetzes intensiviert hat. Von der Generaldirektion POST­
DIENST wurde verstärkt darauf gedrängt, daß die ca. 380 Postämter mit Verwaltungsdienst 
die - bereits seit 1981 bestehenden - "Richtlinien über die Organisation der Postämter" um­
setzen und in ihrem Einzugsbereich das Schalternetz an die rückläufige Nachfrage anpas­
sen.67) 

64) Vgl. DBP POSTDIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Geschäftsbericht 1990, Bonn 1991, S. 21 . 
65) Vgl. FAZ, 13. 7. 1991, S. 10. 
66) Zum Diensdeistungsspektrum britischer und japanischer Postämter vgl. Heuennann, A., Schnöring, Th., Die Reorga· 

nisation ... , .1 . .1.0., S. 196ff.;}anßen, R., Post Office Counters Limited ... , .1 . .1 .0. und Jmßen, R., Postämter ... , .1 . .1.0. 
Es sei darauf hingewiesen, daß die POSt Großbritanniens undjapans Gewinne erv.rirtschaftec. 

67) Vgl. DBP POSTDIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Richtlinien über die Organisation der Postämter (V), (OrgRichd­
Post), Bonn 1993. 
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Eine Untersuchung der US-amerikanischen Postämter kam zu dem Ergebnis, daß große 
Verkaufsstellen, insbesondere aufgrund zunehmender Skalenerträge, rentabler als kleine 
und mittlere sind und folglich eine Zusammenfassung zu größeren Poststellen empfehlens­
wert ist.68) Die in der Untersuchung zugrundegelegte Aufkommensentwicklung bezieht 
sich allerdings nur auf die traditionellen Schalterdienstleistungen; eine Erweiterung um zu­
sätzliche Leistungsangehote, die sich besonders für kleine Verkaufsstellen in ländlichen 
Regionen anbietet, wurde nicht berücksichtigt. 

Eine Konzentration auf die großen PoStämter könnte auch für die DBP POSTDIENST eine 
Rentabilitätsverbesserung im Schalterdienst zur Folge haben. In Verbindung mit einer 
grundSätzlichen Neukonzeption des Schalterdienstes geht damit nicht zwangsläufig eine 
Verringerung der Netzdichte bzw. eine Verschlechterung des Angebotes von Postdienstlei­
stungen einher. Kleine und mittlere Verkaufsstellen können auf der Basis von Agenturen 
weitgehend privatwirtschaftlich betrieben werden. Vorwiegend in diesen Verkaufsstellen 
kann dann auch eine Angebotserweiterung über reine Postdienstleistungen hinaus erfolgen. 
Die Zahl der Postämter muß insgesamt nicht zurückgehen, sie kann sogar zunehmen, ohne 
daß sich die Kostensituation der DBP POSTDIENST dadurch verschlechtert. 

Die Postamt-Agenturen können grundsätzlich wie Einzelhandelsgeschäfte geführt werden, 
in Lage und Öffnungszeiten haben sie die Möglichkeit, die Kundenbedürfnisse vor Ort zu 
berücksichtigen.69) Sofern das Postaufkommen einer Region sehr gering ist, können die 
Post-Agenturen auch in die bestehende Einzelhandelsstruktur integriert werden. Der Ver­
kauf von Postwertzeichen - bei Gewährung einer Wiederverkaufmarge seitens der DBP 
POSTDIENST -, die Annahme von Sendungen sowie einfache Postbankdienstleistungen 
könnten auch in sog. Tante Emma-Läden, Schreibwaren geschäften, Tankstellen oder Kios­
ken angeboten werden. 70) In Verbindung mit der Briefkastenleerung, dem geplanten Abhol­
service im Frachtdienst oder anderen Veränderungen in der Ablauforganisation der DBP 
POSTDIENST können die Sendungen der PoSt-Agenturen eingesammelt werden. Die Ab­
lauforganisation der privaten Paketdienste weist darauf hin, daß ein Abholdienst geringere 
Kosten als ein dichtes Niederlassungsnetz verursacht. 

Eine ähnliche Konzeption der Schalterdienste weist das Postwesen in Großbritannien und 
Japan auf. In Großbritannien wurde der Schalterdienst Ende 1987 in eine Tochtergesell­
schaft der PoSt (Post Office Counters Ltd) ausgegliedert; inJapan befinden sich ca. 75% der 

68) Vgl. Merewirz, L., Cost and Returns tO scale in US POSt Office, in : Journal of the American Statistical Association, 
Vol. 66 , 1971, S. 504-509. 

69) Die DBP TELEKOM unterhält bereits seit einiger Zeit sog. Telekom-Läden, die in zentraler Lage Endgeräte und 
Dienstleistungen der DBP TELEKOM anbieten. 

70) Im März 1993 verkür.dete die DBP POSIDIENST, daß sie in ländlichen Gebieten einen mindestens einjährigen 
Setriebsversuch mit Agenturverträgen über Postdienstleistungen mit Einzelhandelsgeschäften durchführen wird, vgl. 
FAZ , 6. 3. 1993, S. 12 und 10. 3. 1993, S. 9. Zur geplanten Neukonzeption der Schalterdienste siehe auch DSP POST­
DIENST, Generaldirektion (Hrsg.), Geschäftsbericht 1992 ... , a.a.Q., S. 2sff. Ende 1993 waren bereits knapp 500 
Agenturen eingerichtet. 
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Postämter in privater Hand und auch in den USA und Kanada gibt es etwa 8.000 private 
Postämter auf KonzessionsbasisJI) 

Für die Postkunden führt eine derartige Neukonzeption der Schalterdienste zu einer besse­
ren räumlichen und zeitlichen Erreichbarkeit der Postschalter und erhöht damit die Service­
qualität und die Attraktivität der DBP POSTDIENST. Ein weiterer Vorteil des Schalterkon­
zeptes liegt darin, daß es der Deutschen Bundespost je nach Ausgestaltung die Möglichkeit 
bietet, relativ friktionslos Personal abzuhauen; die Postmitarbeiter im Schalterdienst kön­
nen grundsätzlich in den Post-Agenturen weiterbeschäftigt werden oder diese gar selber 
übernehmen. 

Eine zunehmende Marktorientierung im Schalterdienst wird - als solche oder auch in Kom­
bination mit einem Agenturkonzept - erleichtert und gefördert, wenn das Geschäftsfeld 
Schalterdienst als organisatorische Einheit stärker von den übrigen Geschäftsfeldern ge­
trennt geführt wird. Die Bereiche Marketing, Finanzen und Betrieb der Schalter sollten 
dann unter einheitlicher Leitung zusammengefaßt werden. Als weiteren zukünftigen Schritt 
kann die Ausgliederung in eine getrennte rechd iche Einheit - wie sie in Großbritannien be­
reits vollzogen ist - in Betracht gezogen werden; der Schalterbereich kann in diesem Fall als 
Tochtergesellschaft der DBP POSTDIENST eigenständig operieren.") 

3.4.2 Wahlmöglichkeiten in der Zustellung 

Eine unter Kostengesichtspu nkten bedeutende Teilleistung der gesamten Beförderungslei­
stung ist die Zustellung; ihr Anteil an den gesamten nicht administrativen Kosten des Post­
wesens wird auf 40% geschätzt.?3) Die tägliche (außer Sonntag) Hauszustellung an jede 
Adresse im Bundesgebiet verursacht für die Post besonders in dünn besiedelten Gebieten 
hohe Kosten. Darüber hinaus entstehen durch die gegenwärtige unwirtschaftliche, zentrali­
sierte Zustellung im Briefdienst erhöhte Kosten. Mit einer größeren Zahl von Zustellstütz­
punkten, die näher an den Zustellbezirken liegen, kann über eine Verkürzung der Wege eine 
Verringerung des Personal- und Sachaufwandes bewirkt werden; außerdem entstehen auf 
diese Weise vermehrte Abholmöglichkeiten in Kundennähe. 74) 

Neben einer Rat ionalisierung der heutigen Zustellorganisation ist auch eine grundsätzliche 
Neukonzeption in der Zustellung geeignet, die Wirtschaftlichkeit zu erhöhen. Die Zustell ­
leistungen können dahingehend differenziert werden, daß zunächst eine sog. Basiszustell -

71) Vgl. Heuerm.mll. A .. sclmörillg, 111., Die Reorganis.uion ... , a.a.O., S. 196ff.; };mßell, R., POSt Office Counters 
Limited ... , a.a.O.;J.anßen, R., Postämter ... , a.a.O.; Dehnen, A., Kommunikationsmärkle im Monopol oder im Wen­
bewerb) Die Entwicklung aus der Sicht der PostdienSle, in: ZPT (Zeitschrift fur Post und Telekommunikation), 1990, 
Hdt6, S. 12-21, S. 21; Crufcher,J.. Policy Options: Lessons from Abro,ld, in: Public and Priv,lte Deli\'ery Services in a 
Single Markrt: Their Role and Futu re Regulation on the Eve of Ihe Publication of Ihe Green Paper (= P.aper presented at 
the International Symposium of the International Express Cargo Carriers on November 13th, Brussels), Brussell990. 

72) Auf die Ausgründung einzelner Geschäftsbereiche in Tochtergesellschaften und die Reduzierung des EinflussesderZen­
trale der DBP POSTDIENST auf die Rolle einer Art Holding-Gesellschaft. wird im Zusammenhang mit den Dienst­
leistungsbereichen nochmals eingeg.angen, \'gl. Kapitel 3.5. 

73) Vgl. Owen, B.M., Willig, R.D., Economics .. . , a.a.O., S. 233. 
74) Der zentrale BriefzusteUdienst wurde vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zur Wirtschaftsführung der 

Deutschen Bundespost als unwirtschaftlich kritisiert; die durch eine stärkere Dezentralisierung zu erzielenden Kosten­
einsparungen wurden mit jährlich über 20 Mio. DM veranschlagt, vgl. Bundesrechnungshof, Bemerkungen ... , a.a.O., 
S.95. 
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leistung zu zentralen Adressen eingeführt wird, in deren Anschluß dann zusätzlich die indi­
viduelle Hauszusteliung erfolgen kann. Außerdem ist eine gesonderte Inrechnungstellung 
der Zustelleistungen - zumindest der individuellen Hauszustellung - beim Empfänger der 
Sendung denkbar. 

Der Vorschlag, in Gebieten, in denen bei der Zustellung keine Dichtevorteile vorliegen, 
statt einer globalen individuellen Hauszustellung als Basisdienstleistung nur eine Zustel­
lung zu zentralen Orten vorzunehmen, findet sich bereits bei Roland HiJJ, dem Begründer 
des modernen Postwesens." ) Die 1840 eingeführte Einheitsbriefgebühr sollte nach Hills ur­
sprünglichen Vorstellungen nur für den Postverkehr zwischen den einzelnen Städten oder 
postorten (primary distribution) erhoben werden, da die Kosten für diese Transportleistun­
gen weitgehend einheitlich und entfernungsunabhängig waren und sind und eine einfache 
Preisstruktur darüber hinaus Transaktionskosten senkt. Die weitere Beförderung oder indi­
viduelle Zustellung (secondary distribution) kann dann von der jeweiligen Postverwaltungs­
ebene vor Ort, in eigener Regie, entsprechend der örtlichen Gegebenheiten und Bedürf­
nisse durchgeführt werden/6) 

Eine gesonderte Tarifierung der Zustelleistungen läßt sich mit den insgesamt hohen Zustell­
kosten und besonders den starken Schwankungen in Abhängigkeit von der Zustelladresse 
begründen/ 7) Der zur Zeit gültige Einheitstarif umfaßt hingegen alle Teilleistungen, ohne 
nach räumlich oderqualitaeiv bedingten Kostenunterschieden zu differenzieren. Beim jetzi­
gen System zahlen vielmehr diejenigen Kunden höhere Preise, die als Inhaber von POSt­
fächern keine direkten Zustelleistungen in Anspruch nehmen / 8) 

Bei der Festlegung eines Basisniveaus im Zustellservice, welches um verschiedene höhere 
Qualitätsniveaus in der Zustellung ergänzt werden kann, wären die Preise des zusätzlichen 
Service entsprechend der Kosten- und Nachfrageverhältnisse höher als für den Basiszustell­
dienst. Qualitätsabstufungen können beispielsweise die individuelle Hauszustellung und 
die Zustellung an Gemeinschaftsbriefkästen sein, auch verschiedene Häufigkeiten der Zu­
stellung, etwa zweimal täglich, täglich oder im Zweitagesrhythmus sind denkbar. 

Die gesonderte Inrechnungstellung der unterschiedlichen Zustelleistungen anstelle der heuti­
gen durchschnittlichen Belastung jeder Sendung führt zu Effizienzsteigerungen im Bereich der 
Zustellung. Die Herausnahme der Zustellkosten aus den übrigen Kosten der Postbeförderung 
bewirkt, daß die Gesamtkosten von einem beträchtlichen, unnötigen Gemeinkostenblock be­
freie werden; damit wird insgesamt eine Kostenzurechnung erleichtert, und die Preise der Post­
dienstleistungen können stärker dem Kostenverlauf angeglichen werden. 

75) Eine Würdigung der \'On R . Hili 1837 enlwickelten Vorschläge einer Postreform, die 1840 zu weiten Teilen mit der Ein­
führung der sog. penny post in Großbrit.annien verwirklicht wurden , findet sich bei Crew, M.A. , KJeindorfer, P.R., 
Roland Hill's Contribution as an Economisl, in: Crew, M.A ., Kleindorfer, P.R. (H rsg.), Competition 2nd Innovation 
in Post.al Services, BoSton 1991, S. I-li. 

76) In den Niederlanden führt die POSt ihre Zustelleistungen nur für Adressen bzw. Briefkästen, die innerhalb einer 
bestimmten Reichweite der öffentlichen Straße liegen , durch. Für abgelegene Adressen und lange einzelne Zufahrten 
erhebt sie entweder emen gesonderten Tarif oder sie übernimmt in diesen Fällen keine Hauszustellung. Vgl. Forum 
Europe (Hrsg.), The Future of Private Courier in Europe, Brüssell991, S. 3.3. 

77) Zu erheblichen Differenzen in den Zustellkosten in ländlichen Gebieten und in BaHungsgebieten vgl. Albon, R., Postal 
Rate-Making Procedures ... , a.a.O. , S. 241 und Esrrin, 5., de Mr-Z3, D., Delivering Letters: .. . , a.a.O., S. 102. 

78) So auch Owen, B.M., WJllig, R.D., Economics . .. , a.a.O., S, 233. Sie schlagen ebenfalls die Einführungvon Basiszustell­
leistungen sowie zusätzliche Qualitätsstufen vor, die zu jeweils unterschiedlichen Preisen angeboten werden (S. 235ff .). 
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Externalitäten, die durch die Erreichbarkeit jeder Adresse im Postgebiet verursacht sind, 
sowie i.d.R. geringe Zusatzkosten der Versorgung einer einzelnen Adresse sind Gründe, 
eine gesonderte Inrechnungstellung für die Basiszustelleistungen nicht beim einzelnen 
Empfänger, sondern auf einer höheren Ebene, etwa der Kommune, vorzunehmen/9) Die 
Kommunen können den Bedarf für die Basisleistungen in der Postzustellung und für even­
tuelle höhere Servicequalität ermitteln und diese Dienstleistung, ähnlich wie andere öffent­
liche oder Infrastrukturgüter, etwa die Straßenreinigung, anbieten. Über Kommunalwah­
len sowie durch die Standortwahl sind die Bürger oder Konsumenten an dieser Entschei­
dung beteiligt. 

Durch die Verlagerung der Zuständigkeit auf die kommunale Ebene besteht zusätzlich die 
Möglichkeit, Einfluß auf das Niveau der Zustellkosten bzw. die Wirtschaftlichkeit der 
Zustellung zu nehmen. Die kommunale Verwaltung kann zum einen mit der nationalen 
Postverwaltung über die Versorgung verhandeln, außerdem kann sie die Leistungserstellung 
selber, von ihren eigenen Mitarbeitern durchführen lassen. 80) Als dritte Alternative kann die 
Kommune eine Ausschreibung um das Recht zur kommunalen Postzustellung durchfüh­
ren, um durch die Bieterkonkurrenz die preisgrünstigste Zustellorganisation zu erhalten . 

Auch die Post kann über einen Ausschreibungswettbewerb um Zustellizenzenoder -berech­
ti gun gen für örtlich begrenzte Zustellgebiete die kostengünstigste Erstellung dieser Teil­
leistung erreichen. Die Kosten für die Standardzustellung würden in diesem Fall von den 
lokalen Zustellunternehmen der Post in Rechnung gestellt und von dieser getragen. Weiter­
führende oder zusätzliche Auslieferungswünsche sind zwischen den Zustelldiensten und 
den individuellen Empfängern gesondert zu vereinbaren und von letzteren selber zu finan­
zieren. 

Zur Umsetzung des Konzeptes der Basiszustelleistungen sind lokale Gemeinschaftsbrief­
kästen einzurichten, und die einfache, vom Absender zu entgeltende Briefdienstleistung 
erfolgt nur bis zu diesen Adressen .Sl) Für die individuelle Hauszustellung müßten die Emp­
fänger jährlich oder monatlich einen bestimmten Betrag entrichten, sofern sie ihre Post 
nicht an den Sammelbriefkästen abholen wollen. Grundsätzlich bietet die Post bei einer sol­
chen Lösung verschiedene Leistungsniveaus an, sie reduziert also nicht einfach ihre Dienst­
güte, sondern erhöht vielmehr die Wahlmöglichkeiten für die Postbenutzer, die gemäß dem 
Prinzip der Konsumentensouveränität die ihren individuellen Bedürfnissen entsprechenden 

79) Vgl. auch ~b~nda. S. 235ff. und Pmzar.j.c.. Is Posta.lS~rvic~s a Natural Monopoly? in: Cr~w. M.A., K/~indorfu. P.R. 
(Hrsg.). Competition and Innovation in Postal Services. Boston 1991, S. 219-228. S. 225f. 

80) Ein~n sl adtisch~n Zust~lldi~nst gibt ~s s~it dem 1. Okto~r 1991 in d~r Stadt Köln und s~it Anfang dieses Jahrhundens 
in Stuttgart. AII~rdings w~rd~n von den stadtischen Bediensteten nur amtliche Briefe ausgetragen, die Zustellung der 
PostSendungen nicht amtlicher Absende",fiillt unter den Beförderungsvorbehoalt der DBP POSTDIENST nach § 2 
POStG. Einem Grundsatzurteil von 1983 zufolg~ ist es kommunalen Einrichtungen ausdrücklich gestattet, ihre Brief­
sendungen selber auszutragen, da es sich nicht um eine Zustellung zum Zweck der Einnahme- oder Entgeherzielung 
handelt und der Beförderungsvorbehalt insofern nicht greift. Auch die Gas-. Elektrizitits- und Wasserwerke der Stadt 
Köln stellen ihre Rechnungen mit eigenen Mitarbeitern zu. Vgl. zum stiidtischen Zustelldienst der Stadt Köln, Stadt 
schickt Brieftriiger los, in: Kölner Stadt-Anzeiger, 19. 9. 1991, S. 11. 

81) Diesu Vorschlag findet sich u.a. auch bei Knieps. G, Dienstleistungspolitik der Deutschen Bundespost und Ordnungs­
politik, in: Diederich, H., Hamm, W, Zohlnhäfer, W (Hrsg.), Die Deutsche Bundespost im Spannungsfeld der Wirt­
schaftspolitik, a.a.Ü., S. 129-175, S. 162f. 
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Zustelleistungen auswählen. Die Leistungen können auf diese Weise insgesamt kostengün­
stiger erstellt werden, und die interne Subventionierung zwischen dicht und dünn besiedel­
ten Gebieten entfällt im Bereich der Zustellung. 

3.5 Ausgliederung einzelner Dienstleistungsbereiche 

Die DBP POSTDIENST steht mit ihren Brief-, Fracht-, Kurier- und Postzeitungsdienstlei­
stungen im Wettbewerb; ungeachtet gewisser Abgrenzungsschwierigkeiten und Uber­
schneidungen, handelt es sich bei diesen Diensten um jeweils eigenständige Marktsegmente 
oder Teilmärkte des Marktes für Postdienstleisrungen. Es empfiehlt sich daher, unterneh­
menspolitische Strategien und markrorientiertes Verhalten für jeden Dienstleistungsbereich 
gesondert zu entwickeln; eine .zent:ale .Unterneh~e~sführu~g u~d -strukt~r ist naturg~­
mäß primär am GesamtergebnIs OrIentiert und mogltcherwelse nIcht ausreIchend auf dIe 
einzelnen Geschäftsbereiche konzentriert, um diese flexibel und wirtschaftlich zu gestal­
ten. Die Schaffung getrennter und kleinerer organisatorischer Einheiten und ihre Gestal­
tung als eigenständige Profit Centers ermöglicht hingegen im Brief-, Fracht-, Kurier- und 
Postzeitungsdienst eine dezentrale, marktnahe Steuerung. Eine Erweiterung der Hand­
lungsspielräume der einzelnen Bereiche führt neben gezielterem marktorientienen Verhal­
ten auch zu einer Aufdeckung des Ausmaßes der Leistungserstellung für andere Unterncl,­
mensbereiche und der internen Subventionierung. 

Eine noch deutlichere Eigenständigkeit und Unabhängigkeit von der Zentralleitung kann 
durch die Herausnahme der unternehmerischen Einheiten und die Fortführung in eigener 
Rechtsform erfüllt werden. Einzelne Dienstleistungsbereiche können in rechtlich selbstän­
dige Unternehmen ausgegliedert werden und als Tochtergesellschaften der DBP POST­
DIENST - wie z.B. die EMS Kurierpost- geführt werden; grundsätzlich besteht dabei auch 
die Möglichkeit, privates Kapital zu beteiligen. 

Bei Auslagerung aller Geschäftsbereiche in rechtlich unabhängige Unternehmen kommt der 
DBP POSTDIENST die Rolle einer Holding-Gesellschaft zu; ihre unternehmerische Ein­
flußnahme ist in diesem Fall deutlich reduziert, sie behält jedoch den Einfluß des Kapitaleig­
ners. Die Gesellschaftsform einer Holding bzw. die Ausgliederung einzelner Unterneh­
mensbereiche bietet der DBP POSTDIENST die Möglichkeit, statt der hundertprozenti­
gen Eignerschaft auch Mehrheits- oder Minderheitsbeteiligungen an den Tochtergesell­
schaften zu halten, mithin Beteiligungen zu verkaufen82). Aus Gründen der Erfahrungs­
sammlung und Beobachtung der Marktreaktion erscheint es ratsam, zunächst nur ein oder 
zwei weitere Dienstleistungsbereiche der DBP POSTDIENST in rechtlich selbständige Ge­
sellschaften auszugliedern. In Betracht kommen dafür der Frachtdienst und/oder der POSt­
zeitungsdienst. 

Eine Ausgliederung des Frachtdienstes setzt voraus, daß er mit den Wettbewerbern im Pa­
ketrnarkt gleichgestellt wird. Politische Auflagen zur Erbringung bestimmter Dienstleistun­
gen oder bezüglich der Preisbildung sind aufzuheben oder aber gleichermaßen verbindlich 

82) Derartige Untemehmensformen und Privatisierungsschritte sind ohne eine Änderung des Art. 87 Grundgesetz, der die 
Deutsche Bundespostals bundeseigene Verwaltung in Form eines Sondervermögens vorschreibt, jedoch nicht möglich. 
Die hier diskutierte Holding deckt sich nicht mit der öffentlich-rechtlichen Holding Lösung, die voraussichtlich Ergeb­
nis d~r zweiten Postreform sein wird. 
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für alle AnbieteT zu gestalten . Daß der Frachtdienst einer nationalen Postverwaltung Ge­
winne erwirtschaften kann und ohne regulierende Auflagen nicht zwangsläufig einen Rück­
zug aus der Fläche vornimmt, zeigt das Beispiel des Royal Mail Parcelforce des britischen 
Post Office.83) 

In der Bundesrepublik Deutschland bieten mittlerweile auch zahlreiche private Paketdien­
ste einen flächendeckenden Zustelldienst an; der Frachtdienst der DBP POSTDIENST 
kann darüber hinaus auf das dichte Netz der Postschalter zurückgreifen. so daß die Einstel­
lung der universellen, landesweiten Paketbeförderung höchst unwahscheinlich ist. Darüber 
hinaus können bestimmte, politisch erwünschte Dienstleistungen vom Staat bzw. einzelnen 
Gebietskörperschaften nachgefragt und den Anbietern - dem Frachtdienst der DBP POST­
DIENST oder den privaten Paketdiensten - entgolten werden. 84) 

Auch der Postzeitungsdienst kann und sollte grundsätzlich als eigenständiger Unterneh~ 
mensbereich wie ein Profit Center geführt werden. Mit einer von der DBP POSTDIENST 
vorgesehenen neuen Tarifstruktur für den Postzeitungsdienst soll bis 1997 eine achtzigpro~ 
zentige Kostendeckung im Postzeitungsdienst erreicht werden . Darüber hinaus wird mit 
der Einführung eines neuen Dienstleistungsangebotes "Pressepost" in 1994 der Weg zu ei~ 
nem eigenständigen, rentablen Geschäftsfeld mit neuen Produkten , neuem Marketing und 
einem neuen Express-Logistik-Netz beschritten . Die Pressepost soll nicht mehr den restrik­
tiven Zugangsbestimmungen des Postzeitungsdienstes unterliegen. Ein deutlicher Zu­
schnitt auf die Kundenbedürfnisse wird unter anderem durch die Einführung marktorien­
tierter Preise und flexibler Preisstrukturen angestrebt. 
Die nicht kostendeckenden Entgelte im Postzeitungsdienst werden mit dem Argument der 
publizistischen Meinungsvielfalt und Medienvielfalt begründet; sie sind daher von allgemei­
nem öffentlichen oder staatlichen Interesse und sollten weder nur von einer bestimmten 
Kundengruppe der DBP POSTDIENST, etwa den Briefkunden, noch von allen Kunden 
der DBP POSTDIENST oder auch der gesamten Deutschen Bundespost subventioniert 
werden. 85) 

3.6 Privatisierung der Deutschen Bundespost POSTDIENST 

Eine Deregulierungsdiskussion wirft in der Regel auch die Frage der Privatisierung des be­
trachteten staatlichen Unternehmens bzw. der Verwaltung auf. Privatisierung im engeren 
Sinn bezeichnet die Überführung staatlichen Eigentums in privates Eigentum. 86) Für die 

83) Zur Situation des Paketdienstes der POSt in Großbritannien vgl . Heuermann, A., Schnöring, Th., Die Reorganisation ... , 
a.a .O., S. 172H. und H~mmond, J., P~rcels and Documents: UK, Europe and Worldwide, in: IBC Technical Services 
and TMA (Hug.), Royal ~hil and Courier Services: Presem Services and Idus for the Future, Conference, 1. 3, 1990 
London, 

84) Diese Regulierungs- und Finanzierungsform für staatliche, gemein wirtschaftliche Leistungen wird als spezielle Emgelte 
bezeichnet , vgl. WiJJ~ke, R., in ZusammC'nwirken mit Hölsch~r, A., Holz , H.?, Leistungen und Kosten der KVB, 
Köln 1989. 

85) Eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem Postzeitungsdienst findet sich bei Srumpf, U, Postal Newspaper Deli­
very and DiversityofOpinions (e Diskussionsbeiträge zurTelekommunikationsforschung, Nr. 58), Bad Honnef 1990. 

86) Teilweise wird Privatisierung auch mit einer Stirkung der Wenbewerhskräfte und Marktöffnung gleichgesetzt, da dies 
meist die mit Privatisierung verfolgten Ziele bzw. Zwischenziele zur Erreichung eines verbesserten Marktergehnisses 
sind. 
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DBP POSTDIENST bedeutet Privatisierung Illithin ei~e Umwandlung indie Rechtsform 
einer Aktiengesellsc~aft und den Verkauf von uber 50 Vo der Aktien an pnvate A~tlO~are. 
Wird lediglich eine Anderung der Rechtsform vorgenom~en~ so ,k~nn vo~ O~gamsat~ons-

der formaler Privatisierung gesprochen werden. Unter TellpnvatlSlerung 1st die Ausghede­
:ng und Privatisierung einzelner Unternehmensbereiche zu verstehen. 87) 

Der internationale Vergleich zeigt, daß sich gegenwärtig alle Postverw~ltu?gen der \'(Ieh ,in 
Staatseigentum befinden. Die Postreform der einze~nen Länder haben In diesem Punkt ~IS­
I g keine Änderungen herbeigeführt und auch bel den geplanten Reformvorhaben SpIelt 
;i: Privatisierung eine untergeordnete Rolle .. ~S ) In einigen Lä,ndern (N.iederlande, <?ro0bri-

nien und Neuseeland) hat allerdings ein Ubergang zu pnvatrechtltchen Orgamsatlons­
~~~men und damit eine formale Privatisierung im Postwesen stattgefunden .89) In Finnland 
und Schweden gibt es konkrete Pläne, die Postunternehmen jeweils zum 1. 1. 1994 in Aktien­
gesellschaften umzuwandeln. Auch in Deutschland wird seit Ende 1991 die Umwandlung 
der Unternehmen der Deutschen Bundespost in Aktiengesellschaften diskutiert. Von WIS­

senschaftlicher Seite wird eine Privatisierung der Post im Zusammenhang mit Deregulie­
rungs- und Liberalisierungsschritten bereits seit einigen Jahren gefordert. 9O) 

Zunächst ist in einer marktwirtschaftlichen Ordnung und gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
die staatliche Bereitstellung von Gütern oder Dienstleistungen ebenso wie die Regulierung 
legitimierungsbedürftig. Staatliche Unter~ehm~n kön,~en, bei. M,arktversagen oder ~er Ver­
folgung öffentlicher Interessen gerechtfertlgt sem; zusatzlt~h Ist }edoc~ de.r Nachw~ls zu er­
bringen, daß sie die überlegenen institutione,llen Alter~atlven 1m H~nbltck auf d,le Wohl­
fahrtsmaximierung sind .91) In Ermangelung emes derartigen Nachweises bedarf die Forde­
rung nach einer Privatisierung der DBP POSTDIENST daher zunächst keiner ök?nomi­
sehen Rechtfertigung, Es können sich jedoch durch den Wandel der Elgentumsverhaltmsse 
Schwierigkeiten, Unklarheiten und Kosten ergeben, die ei~e ökonomische D,iskussion des 
Privatisierungsprozesses und weniger des Tatbestandes an sich erfordern. In diesem Zusam­
menhang liefert die Anweisung, eine Privatisierung dann durchzuführen, wenn der gesamt­
wirtschaftliche Nettonurzen beträchtlich ist, eine konkrete Entscheidungshilfe. 92) 

Besondere Schwierigkeiten wirft die Privatisierung von Versorgungsunternehmen, auf. 93) 

Außer Elektrizitäts-, Gas- und Wasserunternehmen und der Müllabfuhr kann auch die DBP 

87) Vielfach wird unter Teilprivatisierung auch die Minderheitsbeteiligung privaten Kapitals verstanden. 
88) Vgl. Cox, H., Zur Reform ... , a.a.O., S. 44. . . .. . ... 
89) In den Niederlanden wird außerdem über eine Mmderheitsbewhgung pnvaten Kapitals dl~kutl~rt, vgJ. Scheepbou­

wer, A.j., The Reform of the Dutsch PIT - First Experien.ces of ~ POSt aft~r Restru~uon, .. 10: Speckb~che:, W 
(Hrsg,), Die Zukunft der Postdienste in Europa (- Schriftenreihedes Wissenschaftlichen Instituts fur Kommunikations­
dienste, Bd. 11), Berlin u.a. 1991, S. n -87. 

90) In der Literatur finden sich Privatisierungsforderungen überwiegend für die POSt in Großbritannien, sie sind \'on den 
Verfassern jedoch allgemeingültig formuliert und nicht auf die Verhältnisse in G~oßbritannien b~schrä~kt, vgJ. z.B. 
Senior, I ., Liberating the letter. A proposal tO privatise the Post Office (- The Institute of EconomlC AffalTS, Research 
Monographs, No. 38), London 1983. .. . 

91 ) So z.B. auch Stackdberg, F. von, Zur Privatisierung staatlicher l!nternehmen Im Verk~hrssektor, m: Se~d~.n(us, H. Sc. 
(Hrsg.) Probleme des Wettbewerbs zwischen staatlichen und pnvaten Unternehmen Im Verkehr (- Beitrage aus dem 
Institut für Verkehrswissenschaft an der Universität Münster, Heft 123), Göttingen 1990, S. 167-213, S. 171 ff. 

92) Diese Vorgehensweise dner Kosten-Nutzen-Betrachtung empfehlen Beesley, M., Littlechj/d, Sc., ~rivatizati~n ... ~ a.a.O. 
93) Die Probleme der Privatisierung in der Versorgungswirtschaft werden anhand der Erfahrungen m Großbntannten aus­

führlich dargestellt von Vickers,j. , Y~rrow, G., Privatization: An Economic Analysis, Cambridge, Mass. 1988. 
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POSTDIENST aufgrund ihrer Verpflichtung zur Daseinsvorsorge zum Bereich der Versor­
gungswirtschaft (utility industries) gezählt werden. Die Größen- und Verbundvorteile bei 
diesen Dienstleistungen begründen häufig natürliche Monopole für bestimmte Gebiete, so 
daß eine Privatisierung die Umwandlung eines staatlichen in ein privates Monopol bedeu­
tet. Daraus erwächst jedoch noch kein Zwang, das staatliche Monopol beizubehalten. Das 
gewinnmaximierende Verhalten privater Unternehmen führt in Abwesenheit von Wettbe­
werb zwar zu einer Verschlechterung der allokativen Effizienz. wirksamer Wettbewerb muß 
jedoch nicht in Form direkter Konkurrenzanbieter vorliegen . Sofern kein potentieller Wett­
bewerb gegeben ist, können die Wettbewerbs funktionen durch Wettbewerb um den Markt 
erfüllt werden . Privatisierung in Verbindung mit der Einführung von Ausschreibungswett_ 
bewerb ist auch bei öffentlichen Versorgungsunternehmen eine effiziente Alternative.94) 

Die Privatisierung eines öffentlichen Unternehmens von der Größe der DBP POST­
DIENST kann allerdings mit erheblichen Transaktionskosten verbunden sein. So hat bei­
spielsweise die Privatisierung von British Telecom angeblich Kosten von 152 Millionen briti­
sche Pfund für Marketing, Plazierungsgebühren, Beratungskosten etc. verursacht, die mit 
der Privatisierung von British Gas verbundenen Kosten betrugen ca. 164 Mio. britische 
Pfund."1 Im Fall einer Aufrechterhaltung des Monopols bzw. der Marktzutrittsbeschrän­
kung müssen zusätzlich noch die Transaktionskosten, die mit Ausschreibungen oder ande­
ren marktnahen institutionellen Regelungen verbunden sind, berücksichtigt werden. Diese, 
abgesehen von wiederholten Ausschreibungen einmalig auftretenden Transaktionskosten sind 
den dauerhaft zu realisierenden Effizienz- oder Wohlfahrtsgewinnen gegenüberzustellen. 

Zu diesen ökonomischen Überlegungen kommt im Fall der DBP POSTDIENST noch die 
grundsätzliche Frage der Verfassungskonformität einer Privatisierung bzw. die Notwendig­
keit einer Aufhebung oder Änderung des Art. 87 GG hinzu . Unterstützung für eine derar­
tige Grundgesetzänderung erwächst unter Umständen durch die Bestrebungen, die Deut­
sche Bundesbahn in eine Aktiengesellschaft umzuwandeln, da die Zuständigkeit einer Bun­
desverwaltung für die Bundeseisenbahn ebenfalls in Art. 87 GG geregelt ist."1 

Die mit einer Privatisierung verbundenen Vorteile sind in der Ausweitung des unternehmeri­
schen Freiraumes und einer effizienten Unternehmensorganisation und -führung zu 
sehen. 97) Bei staatlichen Verwaltungen und Unternehmen ist die Unternehmenspolitik in 
ständiger Gefahr, zum Politikum und Instrument der allgemeinen oder spezieller Wirt­
schaftspolitiken gemacht zu werden . Das Interesse des Eigentümers ist nicht primär be­
triebswirtschaftlicher Natur, sondern es wird unter anderem durch wahltaktische Überle­
gungen bestimmt.Die Effizienzanreize sind in privaten Unternehmen aufgrund des Zusam­
menfallens von (Eigentums-) Rechten, Pflichten bzw. Zuständigkeiten und Ergebnisverant-

94) Zum Ausschr~ibungsw~ttb~werb bei n<ltürlich~n MonopoJgütern und einer kritschen Auseinandersetzung mit den· 
Argumenten der Privatisierungsgegner vgL v..ube!, R. , Priv<ltisierung ab wettb~werbspolitische Aufg<lbe, in: ORDO. 
Jahrbuch für die Ordnung von Winsch<lft und Gesellschaft, Bd . 42, Stuttgart, New York 1991, S. 253·271. 

95) Vgl. Waterson, M., Regul<ltion of [he Firm <lnd N<ltural Monopoly, Oxford 1988, S. 129. 
96) Die im Juli 1992 vom Bundesbbinett beschlossene Bahnreform sieht eine Dr~iteilung der Deutschen Bundesb<lhn und 

die anschließend~ Umw<lndlung in Aktiengesellschaften vor. Die Gesellschaften sollen jedoch in Bundesver<lntwortung 
blt"ib~n. 

97) Diese Priv<ltisierungsvoneile werden allerdings nur d<lnn realisiert, wenn eine künftige Postdienst AG in ihrem unter· 
nehmerischen Freiraum nicht durch eine Holding mit surk~n operativen Eingriffsmöglichkeiten beschränkt wird. 
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wortung höher als in staatlichen Unternehmen; dies f~hrt ~azu, daß die ~rodu~ti.o.n~- und 
Q litätseffizienz in privaten Unternehmen gewährleIstet ISt. 98) Auch die Flexlbtlltat und 
di~alnnovationsbereitschaft ist bei privatem Eigentum höher als bei staatlichem Eigen­

tum. 99) 

Mit einer Privatisierung sind also weitere Effizienzgewinne,. zusätzl.ic~ zu den ?ei I?er~~u­
lierung eines staatlichen Unternehmens auftretenden, zu erZIelen. Emlge der mIt Pnvausl.e­
rung verbundenen Vorteile können bereits .du~ch die ?lo~~ Umwandl.u?g der Rechtsf?rm ~n 
eine Aktiengesellschaft, also durch OrgaOisauonspnvatlSlerung realISIert werden. DIes gilt 
für eine F1exibilisierung der Unternehmensorganisation und insbesondere der Personal­
politik, da mit der Umwandlung in eine Aktiengesellschaft die Aufhebung des öffentlichen 
Dienstrechtes einher geht. IOO) 

Die Privatisierung der D BP POSTDIENST kann für sich gesehen, d.h. ohne zusätzliche 
Deregulierungsmaßnahmen, eine effizi,ente Unterne~mensführung ir;t Rahmen des gege?e­
nen unternehmerischen H andlungsspIelraums bewirken; sofern dIeser Handlungsspiel­
raum durch staatliche Regulierungsvorschriften weitgehend eingeschränkt ist, wird ~er 
Effizienzgewinn jedoch nur gering ausfallen. Erfolgt die ~rivatisierung ohne gleichz~iuge 
Liberalisierungsmaßnahmen im Briefmarkt, so entsteht em marktbeherrschendes pnvates 
Monopol, wodurch keine Verbesserung und u. U. eine Verschlechterung.für .die Konsumen­
ten bzw. das Marktergebnis erzielt wird. Ein privates Monopol erhöht In dIesem Fall zwar 
vermutlich die interne oder X-Effiz ienz, ohne eine Regulierung des gewinnmaximierenden 
Verhaltens reduziert es jedoch die allokative Effizienz. 

Ein Privatisierungsvorhaben für die DBP POSTDIENST sollte daher nur in Verbindung 
mit einer Stärkung der Wettbewerbskräfte auf dem Markt der Postdienste durchgeführt wer­
den. Eine Liberalisierung des Briefmarktes könnte beispielsweise durch die Vergabe von 
Lizenzen für bestimmte Briefdienstleistungen an private Betreiber erfolgen. Die Umwand­
lung in eine Aktiengesellschaft mit ausschließlich staatlicher Beteiligung kann bereits vorher 
erfolgen, so etwa parallel oder als Einstieg zu weiteren Deregulierungsschritten und Unter­
nehmensreformen . 

Darüber hinaus erscheint ein schrittweises Vorgehen und zunächst eine Teilprivatisierung 
sinnvoll, angesichts der Defizite in einigen Unternehmensbereichen (z.B. Frachtdienst, 
Postzeitungsdienst) und der Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung der wirtschaftli­
chen und rechtlichen Situation im Monopolbereich Briefdienst. Für eine Privatisierung 
kommen dabei zunächst die profitablen und von Regulierungseingriffen relativ wenig be­
rührten Unternehmensbereiche in Betracht. Die bereits ausgegliederte EMS Kurierpost 
GmbH ist nach diesen Kriterien der erste Bereich für den eine Privatisierung vorgesehen 
werden kann. Nach einer expliziten Regelung der gemeinwirtschaftlichen Auflagen und 

98) Mit den Effizienz.<lnreizen in verschi~denen Unternehm~nsform~n befaßt sich die Theorie der Firm<l, vgl. duu z..8. 
Holmstrom, B.R .• Tirole,j., Th~Theory ofthe Firm, in: Schm:l!ensn, R, Willig, R.D. (Hrsg.), H<lndbook oflndus· 
trialOrganiulion, Vol. 1, Amsterdam U.a. 1989, S. 61 · 133; Vickus,j., Yarrow, G., Privatiz<ltion ... , .1 . .1.0., Kapitel 2. 

99) Vgl. Leipold, H., Die V~rw~rtung neuen Wissens bei alternativ~n Eigentumsordnungen, in: Sc~enk, K.-E. (~rsg:.l' 
Ökonomische Verfügungsrechte und Allok<ltiomm~ch<lnismen in Wirtsch<lftssysteme (= Schnften des Vereins fur 
Socialpolitik, N.F. Bd. 97), Berlin 1978, S. 109ff. . . . 

100) Diese Aussage trifft -zumindest kurzfristig - nicht ohne weiter~s <luch auf dl~ Im Zuge der zweIten Postreform geplan· 
te Holding·/ AG· Lösung zu. 
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ihrer Finanzierung bietet sich auch ein wettbewerbsfähiger Frachtdienst zur Privatisierung 
an. Langfristig sind die Schalterdienste, der Postzeitungsdienst und der Briefdienst schließ· 
lieh ebenfalls Privatisierungskandidaten. 101) 

4. Schluß betrachtungen und Empfehlungen 

Eine Deregulierung der DBP POSTDIENST ist vor allem in bezug auf ihre Folgen für die 
Wettbewerbsfähigkeit und die Marktposition der DBP POSTDIENST sowie auf die Be­
rücksichtigung der öffentlichen Interessen an Postdiensrleistungen hin zu betrachten. 

Mit der Aufhebung oder Lockerung der Regulierung wird der DBP POSTDIENST unter­
nehmerischer Handlungsspielraum eingeräumt, der zunächst eine Grundvoraussetzung für 
marktorientierres Verhalten ist . Die Deregulierung versetzt die DBP POSTDIENST in die 
Lage, eine unternehmer ische Neuorientierung vorzunehmen, und mit strategischen und or­
ganisatorischen Maßnahmen dem bereits heute in allen Bereichen der Postdienstleistungen 
wirksamen Wettbewerb zu begegnen. . 

Eine marktorientierte Unternehmenspolitik wird vor allen zu Veränderungen in der Preis­
politik und in der Betriebsorganisation der DBP POSTDIENST führen, da sich die bishe­
rige Politik der DBP POSTDIENST in diesen Gebieten als besonders marktfern und 
reformbedürftig erweist. 
Aus der Untersuchung der Preispolitik folgt) daß eine stärkere Kostenorientierung der 
Preisstruktur als eine grundlegende Anforderung anzusehen ist. Es konnte gezeigt werden, 
daß es verschiedene effiziente Möglichkeiten der Preisdifferenzierung entsprechend der zu­
grundeliegenden Kosten gibt. Insbesondere von regional differenzierten Tarifen, die sich an 
der Siedlungsgeschichte der Zustellgebiete orientieren, kann ein hoher Beitrag zu einer das 
ökonomische Effizienzkriterium erfüllenden Tarifstruktur der DBP POSTDIENST erwar­
tet werden. I02) Auch eine qualitative Preisdifferenzierung in Anlehnung an die Laufzeit der 
Sendungen ist aus Gründen der Serviceverbesserung für die Nachfrager vorteilhaft. Den 
Nachfragern werden dadurch breitere Wahlmöglichkeiten zwischen besonders schnellen 
und relativ teuren Sendungen einerseits und langsameren und preisgünstigeren Sendungen 
andererseits eingeräumt. 

Bei zunehmender Marktorientierung der DBP POSTDIENST sind organisatOrische Neu­
konzeptionen vor allem im Schalterdienst und in der Zustellung zu erwarten und positiv zu 
bewerten. So führt die Einrichtung von privat geführten Post-Agenturen im Schalterbereich 
und die Erweiterung des Leistungsangebotes auch auf postfremde Schalterdienste zu einer 
höheren Kosteneffizienz und zu Qualitätsverbesserungen für die Postkunden. Ebenso 
w~rde eine stärkere Differenzierung und gesonderte Inrechnungstellung der Zustell­
leistungen zu Kosten- und Qualitätseffizienzsteigerungen beitragen. 

101 ) Eine derutige Teilprivatisierung wird umer anderem auch von Senior, I., Liberatingthe leuer .... a.a.O. für die britische 
POSt und von Crurcher. J.. Pri\'atizing the United States Postal Service ... • a.a.O. für die US-amerikanische Post \'or­
geschlagen. 

102) Das allgemeine ökonomische Effizienzziel setzt sich aus der statischen allokativen Effizienz, der X-Effizienz sowie 
innovativer und qualitativer Effizienz zusammen. vgL dazu z.B. NeunJann, K.-H., Gebührenpolitik .. . , a.a.O., S. 9OH. 
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Den Abschluß dieses Deregulierungs- und Unternehmensreformprozesses sollte die Um­
wandlung der DBP POSTD IENST in eine Holding mit den verschiedenen Dienstleistungs­
bereichen als selbständig geführten Einzelunternehmen bilden. Nach Aufhebung der Regu­
lierung der DBP POSTDIENST und bei Gleichstellung mit den übrigen Wettbewerbern im 
Markt für Postdienstleistungen sollte die Privatisierung der DBP POSTDIENST als nun­
mehr wettbewerbsfähiges und marktintegriertes Unternehmen schließlich die letzte Konse-

uenz der Deregulierung sein. I03) Auf dieser Basis unterstützt eine Privatisierung die mit der 
6eregulierung verfolgten Ziele und verbessert sowohl die Wettbewerbsfähigkeit der Post als 

auch das Marktergebnis. 

Der aufgezeigte Deregulierungsprozeß der DBP POSTDIENST ist insbesondere deshalb 
positiv zu bewerten, weil die damit verknüpfte Unternehmensreform nicht im Konflikt mit 
den öffentlichen Interessen im Postwesen steht. Leistungsfähige Postunternehmen, die ihre 
Marktposition im Wettbewerb behaupten, gewährleisten auch eine Befriedigung der Markt­
nachfrage zu kostengünstigen Preisen. Sofern darüber hinaus aus politischen oder gemein­
wirtschaftlichen Gründen Angebotsleistungen erwünscht sind, für die es keine zahlungs­
kräftige, kostendeckende Nachfrage gibt, stehen marktkonforme Lösungsmöglichkeiten -
wie etwa die Ausschreibungskonkurrenz oder eine spezielle Entgeltregelung - zur Verfü­
gung. Ein öffentliche~ ~nteresse kann somit auch o~ne staatliche Regulier~ngseingriffe in 
die Unternehmenspohtlk der DBP POSTDIENST SIchergestellt werden. EIne Aufrechter­
haltung der Regulierung und die Weiterführung als staatlicher Versorgungsbetrieb führen 
dagegen zu weiteren Einbußen an Leistungsfähigkeit der DBP POSTDIENST. In relativ ge­
ringer Zeit wäre die DBP POSTDIENST dann ein unwirtschaftlicher Anbieter der letzten 
Zuflucht, der auch die öffentlichen Interessen im Postwesen nicht mehr befriedigend erfül­
len könnte. Eine Deregulierung der Postdienste entspricht also sowohl dem langfristigen 
eigenwirtschaftlichen Interesse der DBP POSTDIENST als auch dem Interesse der anderen 
Marktteilnehmer und dem öffentlichen Interesse. 

Für die Deregulierung der Postdienste in der Bundesrepublik Deutschland empfiehlt sich 
folgendes schrittweises Vorgehen: 

Zunächst ist der DBP POSTDIENST durch die Einräumung unternehmerischen Hand­
lungsspielraums eine marktOrientierte Unternehmenspolitik zu ermöglichen. In diesem Zu­
sammenhang sollte vor allem die Tarifeinheit aufgegeben oder derart ausgelegt werden, daß 
die Tarifbildung and der Kostenstruktur orientiert werden kann. Den Abschluß der Unter­
nehmensreform sollte die Umwandlung der DBP POSTDIENST in eine Holding bilden, in 
der die einzelnen Geschäftsfelder als selbständige Unternehmen geführt werden . Dies er­
laubt schließlich auch die in diesem Stadium zu befürwortende Privatisierung der DBP 
POSTDIENST. 

Sollten nach der Umsetzung dieser Deregulierungsschritte und der Unternehmensreform 
der DBP POSTDIENST weiterhin bestimmte Leistungen des öffentlichen Interesses nicht 

103) Umer Privatisierung wird hier _ wie in Punkt 3.6 ausgeführt - die Reduzierung des staatlichen Eigentumsameils auf 
unter 50% verstanden. 
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über den Markt zur Verfügung gestellt werden, so sind für diese Leistungen seitens der zu­
ständigen Gebietskörperschaft konkrete Leistungsaufträge zu erteilen und zu entgelten. 

Abstract 

In .the light of l?creasing direct comp~tition. and competitio? of substitute goodslservices in postal services an overall deregu_ 
I:ltIon concept IS necessary. As a stanmg pOlßt forderegulauon the :lbovt anicle develops a market-oriented en-trepreneuri;ü 
ref~rm fo r OBP POSTDIENST. SeveraJ measures taken in the fields of business organisation, personnel, producl and priee 
polley as weil a.s concepts for counterand del ivery services are discussed. They will pUl OBP POSTDIENST in a position 10 

r~sp~nd adequately to demand an~ to build up and maintain compttiti\·t servictofftrings. As a final deregulatory sttp priva­
tlsatlon of DBP POSmlENST wdl prove worthwhile becaust it reinforces efficient management and market orientation . 

The c.onctpt ~or a ref~rm a~d ~eregulation of DBP POSTDIENST also takts the public interest in postal services inta consi_ 
derat'o~. Ne'the~ ratlo~allSatlon measures ?or the changes propostd in price struclUres and the new concepts for COUOler 

and de~l'o-ery services Will lead tO ~ decreast m quality nor tO a withdrawal from nationwide service provision. An overall in­
creut m DBP POSTDIENST pnces need not necessarily be expecud either; Ihe price StfUCtu re will however be morediffer_ 
entiated than today. 

Typisierung von Verkehrsreilnellmern und Verkehrsreilnehmerinntn 
im 5udrverkthr 3m Btispiel der Sradr Köln 

Typisierung von Verkehrsteilnehmern und Verkehrsteilnehmerinnen 
im Stadtverkehr am Beispiel der Stadt Köln 

VON PETRA HOGREBE UND SABINE STANG, ESSEN 

1. Ausgangspunkt: Qualitative Untersuchung in Köln 
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Besonders Großstädte stehen heute vor dem Problem, den zunehmenden Stadtverkehr zu 
bewältigen. Zwar haben die vom Verkehr ausgehenden externen Effekte, wie Umweltver­
schmutzung, Staus, zugeparkte Umwelt etc. die Bevölkerung nachdenklicher gemacht. In­
wieweit sich ein spürbares verändertes Bewußtsein aber auch auf das tatsächliche Verkehrs­
verhalten auswirkt, darüber gibt es bislang kaum wissenschaftliche Untersuchungen. 

Es läßt sich beobachten, daß eine Diskrepanz besteht zwischen der tatsächlichen Verkehrs­
mittelwahl und der Meinung darüber, wie man sich verhalten sollte . Die Werteorientierung 
isr also nicht allein ausschlaggebend für die Verkehrsmittelwahl. Die verschiedenen hand­
lungsrelevanten Aspekte, die auf das Verkehrsverhalten einwirken, lassen sich dementspre­
chend nicht einfach quantitativ durch Ablehnung oder Zustimmung zu vorgegebenen State­
ments zur Verkehrsmittelwahl abfragen, wie es in standardisierten Befragungen der Fall ist. 
Statt dessen ist es notwendig, die Werthaltungen im Zusammenhang des persönlichen alltäg­
lichen Lebens zu sehen. 

In diesem Zusammenhang hat die sbp GmbH Essen-Berlin am Beispiel der Stadt Köln 
lnrensivinterviews zum Verkehrsverhalten geführt. l ) Es wurde eine qualitativ orientierte 
Interviewform gewählt, um Verkehrsteilnehmer näher in ihrer Lebenswelt und ihrem Ver­
kehrsverhalten beschreiben zu können ("narratives Interview" ). In ein- bis zweistündigen 
Gesprächen erzählten die Interviewten, welche Erfahrungen sie als Verkehrsteilnehmer ge­
macht haben, welche Verkehrsmittel sie für welche Ziele und in welchen Situationen benut­
zen. Der"rote Faden" der Gespräche umfaßte folgende Themenkomplexe: 

- Biographischer Ansatz - Verkehrsverhalten früher, 
- Verkehrsverhalten heute, 
- Umsteigen - vom Auto auf öffentliche Verkehrsmittel oder umgekehrt, 
- Öffentlicher Nahverkehr (ÖPNV) in Köln, 
- Visionen zum Verkehr der Zukunft. 
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1) Die Untersuchung wurde im Auftrag der SNV, Sludiengesdlschaft Nahverkehr mbH durchgefühn und ist Bestandteil des 
vom BMFT geförderten Projektes ~Stadtvtrkehr im Wer!ewandel~. 


